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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Sozialgerichtliches Verfahren –

Streitgegenstand – Grundsicherung für
Arbeitssuchende – vorläufige
Entscheidung – Fingierung der
abschließenden Festsetzung vorläufig
bewilligter Leistungen ein Jahr nach
Ablauf des Bewilligungszeitraums –
Arbeitslosengeld II – Regelbedarf – Höhe
bei gemischter Bedarfsgemeinschaft mit
einem nach AsylbLG
leistungsberechtigten Partner in den
Jahren 2017 und 2018 – Fehlende
Relevanz des tatsächlichen Bezugs von
Leistungen nach dem AsylbLG – Bedarf
für Unterkunft und Heizung – Keine
Abweichung vom Kopfteilprinzip für den
Fall, dass das nach dem AsylbLG
leistungsberechtigte Mitglied des
Bedarfsgemeinschaft keine Leistungen
nach dem AsylbLG bezieht – Anwendung
der Bedarfsanteilsmethode nur auf die
nach dem SGB II anspruchsberechtigten
Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft

Leitsätze -
Normenkette SGB 2 § 41 a Abs 5 S 1

SGB 2 § 20 Abs 1 a vom 22. Dezember
2016
SGB 2 § 20 Abs 4 vom 22. Dezember
2016
SGB 2 § 22 Abs 1
SGB 2 § 9 Abs 2 S 3
AsylblG § 3 vom 20. Oktober 2015
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2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AS 886/19
Datum 16.07.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des Beklagten werden der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Berlin vom 08. April 2019 aufgehoben und die Klagen abgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤ger begehren vom Beklagten hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) fÃ¼r
September 2017 bis Februar 2018.

Die KlÃ¤gerin, die 1986 in Eritrea geboren ist, dessen StaatsangehÃ¶rigkeit sie
allein besitzt, ist seit Mai (dem 21.) 2015 geschieden. Aus der geschiedenen Ehe
entstammt eine 2013 geborene Tochter, die wÃ¤hrend des streitigen Zeitraums
noch nicht in der Bundesrepublik Deutschland lebte. Die KlÃ¤gerin heiratete am 05.
MÃ¤rz 2016 im S den 1993 geborenen eritreischen StaatsangehÃ¶rigen SB (im
Folgenden B), allerdings ausschlieÃ�lich nach religiÃ¶sem Ritus, weshalb diese Ehe
in der Bundesrepublik Deutschland nicht anerkannt wird. Am 02. April 2017 reiste
die KlÃ¤gerin in die Bundesrepublik Deutschland ein. Am 06. April 2017 erteilte ihr
das Bundesamt fÃ¼r Migration und FlÃ¼chtlinge (BAMF) eine bis zum 06. Juli 2017
befristete Aufenthaltsgestattung (Â§Â§ 55, 63 Asylgesetz (AsylG)). 2017 wurde der
KlÃ¤ger in Berlin geboren, dessen Mutter die KlÃ¤gerin ist und der ebenfalls allein
Ã¼ber die eritreische StaatsangehÃ¶rigkeit verfÃ¼gt. Am 10. Juli 2017 wurde die
der KlÃ¤gerin erteilte Aufenthaltsgestattung bis zum 09. Juli 2018 verlÃ¤ngert,
gleichzeitig wurde dem KlÃ¤ger eine bis zum 09. Juli 2018 befristete
Aufenthaltsgestattung erteilt. B, dem am 13. Juli 2017 in G von den dortigen
BehÃ¶rden die FlÃ¼chtlingseigenschaft zuerkannt und am selben Tag ein bis zum
13. Juli 2020 gÃ¼ltiger Aufenthaltstitel ausgestellt worden war, reiste am 24.
September 2017, aus F kommend, ohne einen Pass und ohne einen Reiseausweis
fÃ¼r FlÃ¼chtlinge in die Bundesrepublik Deutschland ein. Mit Urkunde vom 07.
Dezember 2017 des Jugendamts des Bezirksamts B erkannte er die Vaterschaft des
KlÃ¤gers an. In derselben Urkunde erklÃ¤rten die KlÃ¤gerin und B die gemeinsame
Ã�bernahme der elterlichen Sorge fÃ¼r den KlÃ¤ger.

Das BAMF erkannte mit Bescheid vom 08. August 2017 den KlÃ¤gern die
FlÃ¼chtlingseigenschaft (Â§ 3 Abs 1 AsylG) zu, lehnte aber ihre AsylantrÃ¤ge ab.
Dieser Bescheid wurde den KlÃ¤gern am 16. August 2017 zugestellt. Gegen die
Ablehnung ihrer AsylantrÃ¤ge erhoben die KlÃ¤ger keine Klage. Am 13. Oktober
2017 beantragten sie die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Â§ 25 Abs 2 des
Gesetzes Ã¼ber den Aufenthalt, die ErwerbstÃ¤tigkeit und die Integration von
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AuslÃ¤ndern (Aufenthaltsgesetz â�� AufenthG) beim Landesamt fÃ¼r BÃ¼rger und
Ordnungsangelegenheiten â�� AuslÃ¤nderbehÃ¶rde â�� des Landes B (im
Folgenden LABO). Am 30. Oktober 2017 veranlasste das LABO fÃ¼r die KlÃ¤ger bei
der Bundesdruckerei die Ausstellung eines elektronischen Aufenthaltstitels nach Â§
25 Abs 2 Satz 1 AufenthG und stellte eine bis zum 18. Dezember 2017 gÃ¼ltige
Fiktionsbescheinigung (Â§ 81 Abs 5 AufenthG) aus, wonach ihr Aufenthalt im
Bundesgebiet als erlaubt gelte und ihre ErwerbstÃ¤tigkeit gestattet sei. Am 18.
Dezember 2017 wurden der KlÃ¤gerin die fÃ¼r sie und den KlÃ¤ger ausgestellten
und vom 30. Oktober 2017 bis zum 29. Oktober 2020 gÃ¼ltigen elektronischen
Aufenthaltstitel nach Â§ 25 Abs 2 AufenthG ausgehÃ¤ndigt.

B, der erstmals am 28. Dezember 2017 eine Aufenthaltserlaubnis beim LABO
"zwecks familiÃ¤rer Gemeinschaft mit seinem minderjÃ¤hrigen Kind" unter
Berufung auf Â§ 25 Abs 5 AufenthG, hilfsweise die Erteilung einer
Fiktionsbescheinigung nach Â§ 81 Abs 3 AufenthG, beantragt hatte, wurde mit
Bescheid des Landesamts fÃ¼r FlÃ¼chtlingsangelegenheiten B (im Folgenden LAF)
vom 17. Mai 2018 , der ihm am selben Tag ausgehÃ¤ndigt wurde, unter Berufung
auf Â§ 15a Abs 1 Satz 1 iVm Satz 6 AufenthG dem Land B zugewiesen und
aufgefordert, sich umgehend in die Zentrale Aufnahmeeinrichtung fÃ¼r
Asylbewerber (ZAA), Ballee , B, zu begeben. Zudem erteile das LABO erstmals am
17. Mai 2018 B eine bis zum 16. August 2018 befristete Duldung nach Â§ 60a Abs 2
Satz 1 AufenthG, die mit der Auflage "Wohnsitznahme in B erforderlich" versehen
war und im Anschluss mehrfach verlÃ¤ngert wurde, und zwar letztmals am 16. Juli
2019 bis zum 17. Oktober 2019. Seit dem 16. September 2019 ist B unbekannten
Aufenthalts.

Im streitigen Zeitraum (September 2017 bis Februar 2018) lebten die KlÃ¤ger
zunÃ¤chst alleine und ab dem 27. September 2017 zusammen mit B in einer von
der Evangelischen Johannes-Kirchengemeinde angemieteten 37,69 qm groÃ�en
Wohnung in der RstraÃ�e in B, fÃ¼r die eine Bruttowarmmiete in HÃ¶he von
monatlich 469,95 EUR (Nettokaltmiete 330,95 EUR, kalte
Betriebskostenvorauszahlung 70,00 EUR und Vorauszahlung fÃ¼r
Heizung/Warmwasser 69,00 EUR) auf das Konto des Evangelischen
Kirchenkreisverbandes B bei der Evangelischen Bank eG zu zahlen war.

Das LAF bewilligte den KlÃ¤gern letztmals vor dem hier streitigen Zeitraum
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) auch fÃ¼r September
2017 bis Oktober 2017 (Bescheid vom 13. Juli 2017), und zwar der KlÃ¤gerin in
HÃ¶he von monatlich 716,41 EUR (davon Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von
234,97 EUR) und dem KlÃ¤ger in HÃ¶he von monatlich 448,98 EUR (davon Kosten
der Unterkunft in HÃ¶he von 234,98 EUR), und zahlte diese Leistungen auch aus. In
der Folge hob es die Bewilligungsentscheidungen ab September 2017 auf (Bescheid
vom 17. Oktober 2017) und machte am 24. Oktober 2017 (Schreiben vom 17.
Oktober 2017) beim Beklagten ErstattungsansprÃ¼che fÃ¼r September 2017 bis
Oktober 2017 in HÃ¶he der den KlÃ¤gern fÃ¼r diesen Zeitraum bewilligten und
auch erbrachten Leistungen in HÃ¶he von insgesamt 2.330,78 EUR geltend.

DemgegenÃ¼ber bewilligte das Bezirksamt von B â�� Amt fÃ¼r Sozialwesen â�� B
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aufgrund des von ihm erstmals am 22. MÃ¤rz 2018 gestellten Antrags auf
Leistungen nach dem AsylbLG Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG ab diesem Tag, im
Einzelnen Leistungen zur Deckung aller notwendigen persÃ¶nlichen Bedarfe (Â§ 3
Abs 1 Satz 8 AsylbLG) und zur Deckung des notwendigen Bedarfs (Â§ 3 Abs 2 Satz 2
Nr 2 AsylbLG) einschlieÃ�lich von Leistungen zur Deckung des kopfteiligen
(ausgehend von drei Personen) Bedarfs fÃ¼r Unterkunft und Heizung, und zwar
letztmals fÃ¼r August 2019. Die KlÃ¤gerin erhielt im Februar 2018 Elterngeld in
HÃ¶he von 300,00 EUR, ansonsten bezogen weder sie noch der KlÃ¤ger im
streitigen Zeitraum â�� abgesehen von bezeichneten Leistungen nach dem AsylbLG
â�� Einkommen. Ebenso wenig verfÃ¼gten sie im streitigen Zeitraum Ã¼ber
VermÃ¶gen. Auch B verfÃ¼gte im streitigen Zeitraum weder Ã¼ber Einkommen
noch VermÃ¶gen.

Am 26. September 2017 hatte die KlÃ¤gerin fÃ¼r sich und den KlÃ¤ger bei dem
Beklagten Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II
beantragt. Am 26. Oktober 2017 teilte die KlÃ¤gerin schriftlich dem Beklagten unter
BeifÃ¼gung einer Kopie des B von den griechischen BehÃ¶rden ausgestellten
Aufenthaltstitels mit, dass er am 27. September 2017 bei ihr eingezogen sei, er
verfÃ¼ge Ã¼ber keinerlei Einnahmen. Der Beklagte bewilligte mit Bescheid vom
01. November 2017 den KlÃ¤gern Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
fÃ¼r September 2017, und zwar der KlÃ¤gerin Arbeitslosengeld II in HÃ¶he von
755,68 EUR und dem KlÃ¤ger Sozialgeld in HÃ¶he von 461,53 EUR (insgesamt also
in HÃ¶he von 1.217,21 EUR), und fÃ¼r Oktober 2017 bis Februar 2018, nÃ¤mlich
der KlÃ¤gerin Arbeitslosengeld II in HÃ¶he von monatlich 524,65 EUR und dem
KlÃ¤ger Sozialgeld in HÃ¶he von monatlich 393,65 EUR, insgesamt also in HÃ¶he
von monatlich 918,30 EUR. Dabei legte der Beklagte hinsichtlich des Anspruchs der
KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld II bis zum Tag vor dem Einzug von B, mithin bis zum
26. September 2017, den Regelbedarf fÃ¼r einen alleinstehenden oder
alleinerziehenden Leistungsberechtigten (Regelbedarfsstufe 1), einen Mehrbedarf
fÃ¼r Alleinerziehung eines Kindes bis unter sieben Jahren und einen Kopfteil in
HÃ¶he der HÃ¤lfte der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
zugrunde, und ab dem Einzug von B, also ab dem 27. September 2017, den
Regelbedarf fÃ¼r eine volljÃ¤hrige Person in Bedarfsgemeinschaft
(Regelbedarfsstufe 2) und einen Kopfteil in HÃ¶he von einem Drittel der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung. Hinsichtlich des
Anspruchs des KlÃ¤gers auf Sozialgeld berÃ¼cksichtigte der Beklagte den
Regelbedarf fÃ¼r ein Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres
(Regelbedarfsstufe 6) und bis zum Tag vor dem Einzug von B einen Kopfteil in
HÃ¶he der HÃ¤lfte der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
und ab dessen Einzug einen Kopfteil in HÃ¶he von einem Drittel der tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung. Die Bewilligungen erfolgten unter
Hinweis auf Â§ 41a Abs 1 SGB II ausdrÃ¼cklich vorlÃ¤ufig, weil die KlÃ¤ger derzeit
keinen Pass inklusive eines Aufenthaltstitels vorgelegt hÃ¤tten. Nach einer
abschlieÃ�enden Entscheidung seien ggf zu viel gezahlte Leistungen zu erstatten
(Â§ 41a Abs 6 SGB II). Ergehe innerhalb eines Jahres nach Ablauf des
Bewilligungszeitraums keine abschlieÃ�ende Entscheidung, wÃ¼rden die vorlÃ¤ufig
bewilligten Leistungen als abschlieÃ�end festgesetzt gelten (Â§ 41a Abs 5 Satz 1
SGB II). Zudem enthielt der Bescheid unter der Rubrik "Auszahlung der Leistung"
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den Hinweis, dass "ZahlungsempfÃ¤nger" fÃ¼r November 2017 bis Februar 2018
die KlÃ¤gerin in HÃ¶he von monatlich 448,35 EUR und "Abweichender
ZahlungsempfÃ¤nger" fÃ¼r den bezeichneten Zeitraum der Evangelische
Kirchenkreisverband in HÃ¶he von monatlich 469,95 EUR sei, wÃ¤hrend
"Abweichender ZahlungsempfÃ¤nger" fÃ¼r September 2017 (in HÃ¶he von
1.217,21 EUR) und Oktober 2017 (in HÃ¶he von 918,30 EUR) das LAF sei. Weiter
hieÃ� es in dem Bescheid, dass die KlÃ¤ger Leistungen nach dem AsylbLG fÃ¼r
September 2017 bis Oktober 2017 zu Unrecht erhalten hÃ¤tten, weshalb der
Leistungsanspruch fÃ¼r den bezeichneten Zeitraum einbehalten und direkt an das
LAF zurÃ¼ckerstattet werde. WunschgemÃ¤Ã� werde die Miete ab November 2017
direkt an die Hausverwaltung Ã¼berwiesen. Damit die Mietzahlungen sichergestellt
seien, werde auch der "Mietanteil" fÃ¼r B direkt an die Hausverwaltung
Ã¼berwiesen.

In der Folge befriedigte der Beklagte den vom LAF erhobenen Erstattungsanspruch
fÃ¼r September 2017 in HÃ¶he von 1.217,21 EUR und fÃ¼r Oktober 2017 in HÃ¶he
von 918,30 EUR.

Wegen der ErhÃ¶hung der Regelbedarfe ab Januar 2018 Ã¤nderte der Beklagte die
vorlÃ¤ufigen Bewilligungen fÃ¼r Januar 2018 bis Februar 2018 dahingehend ab,
dass er fÃ¼r diesen Zeitraum der KlÃ¤gerin vorlÃ¤ufig Arbeitslosengeld II in HÃ¶he
von monatlich 530,65 EUR und dem KlÃ¤ger vorlÃ¤ufig Sozialgeld in HÃ¶he von
monatlich 396,65 EUR bewilligte (Ã�nderungsbescheid vom 25. November 2017).
Unter der Rubrik "Auszahlung der Leistung" fand sich der Hinweis, dass
"ZahlungsempfÃ¤nger" fÃ¼r Januar 2018 bis Februar 2018 die KlÃ¤gerin in HÃ¶he
von monatlich 457,35 EUR und "Abweichender ZahlungsempfÃ¤nger" fÃ¼r den
bezeichneten Zeitraum der Evangelische Kirchenkreisverband in HÃ¶he von
monatlich 469,95 EUR sei. Wegen des der KlÃ¤gerin im Februar 2018 zugeflossenen
Elterngeldes, das er vermindert um die Versicherungspauschale von 30,00 EUR, bei
der Berechnung der AnsprÃ¼che der KlÃ¤ger berÃ¼cksichtigte, Ã¤nderte der
Beklagte die vorlÃ¤ufigen Bewilligungen fÃ¼r Februar 2018 erneut ab und
bewilligte fÃ¼r diesen Monat der KlÃ¤gerin vorlÃ¤ufig Arbeitslosengeld II nur noch
in HÃ¶he von 376,14 EUR und dem KlÃ¤ger vorlÃ¤ufig Sozialgeld nur noch in HÃ¶he
von 281,16 EUR (Ã�nderungsbescheid vom 17. Januar 2018). Unter der Rubrik
"Auszahlung der Leistung" fand sich der Hinweis, dass "ZahlungsempfÃ¤nger" fÃ¼r
Februar 2018 die KlÃ¤gerin in HÃ¶he von 187,35 EUR und "Abweichender
ZahlungsempfÃ¤nger" fÃ¼r den bezeichneten Monat der Evangelische
Kirchenkreisverband in HÃ¶he von monatlich 469,95 EUR sei.

Der von der KlÃ¤gerin gegen den Bescheid vom 01. November 2017 erhobene
Widerspruch, mit dem sie geltend machte, es sei nicht nur bei ihr fÃ¼r den
gesamten streitigen Zeitraum die Regelbedarfsstufe 1 zugrunde zu legen (Hinweis
auf Urteil des erkennenden Senats vom 14. April 2010 â�� L 10 AS 1228/09, juris),
sondern es seien auch die im streitigen Zeitraum anfallenden Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung â�� abweichend vom Kopfteilprinzip â�� nur auf die
KlÃ¤ger aufzuteilen (Hinweis auf Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 08. Dezember 2005 â�� L 14 B 38/05 AS ER, juris;
Bundessozialgericht (BSG), Urteil vom 23. Mai 2013 â�� B 4 AS 67/12 R, juris), blieb
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erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 12. Februar 2018).

Am 15. MÃ¤rz 2018 hat die KlÃ¤gerin vor dem Sozialgericht (SG) Berlin Klage gegen
den Bescheid vom 01. November 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 12. Februar 2018 unter Wiederholung ihres Widerspruchsvorbringens und
unter BeifÃ¼gung des Bescheids vom 01. November 2017 erhoben.

Die Kammervorsitzende des SG hat der KlÃ¤gerin mitgeteilt, das Gericht lege ihre
Klageschrift so aus, dass sie die Klage auch im Namen ihres Sohnes erhoben habe,
da auch er â�� ihrer Auffassung nach â�� von der Entscheidung des Beklagten
belastet sei. Zudem werde um Mitteilung gebeten, ob auch der Kindsvater
sorgeberechtigt sei, ggf werde um eine ErklÃ¤rung des Kindsvaters gebeten, in der
er sich mit der Klageerhebung auch im Namen des Kindes einverstanden erklÃ¤re
(Schreiben vom 26. Mai 2018).

Am 13. Juni 2018 hat die KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber dem SG bestÃ¤tigt, die Klage auch
im Namen ihres Sohnes erhoben zu haben. Zugleich hat B erklÃ¤rt, mit der
Klageerhebung in dessen Namen einverstanden zu sein (Schreiben vom 11. Juni
2018).

Das SG hat den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 01. November
2017 in der Fassung der Ã�nderungsbescheide vom 25. November 2017 und vom
17. Januar 2017 und des Widerspruchsbescheides vom 12. Februar 2018 verurteilt,
der KlÃ¤gerin und dem KlÃ¤ger hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r September 2017 bis Februar 2018 zu
gewÃ¤hren (Gerichtsbescheid vom 08. April 2019). Entgegen der Rechtsauffassung
des Beklagten sei bei der KlÃ¤gerin auch fÃ¼r die Zeit ihres Zusammenlebens mit B
in einem gemeinsamen Haushalt (27. September 2017 bis 28. Februar 2017) die
Regelbedarfsstufe 1 (Â§ 20 Abs 2 Satz 1 SGB II) zu berÃ¼cksichtigen. Dies folge
daraus, dass B von der GewÃ¤hrung jeglicher Sozialleistungen ausgeschlossen
gewesen sei (AsylblG, SGB II, SGB XII). Insofern kÃ¶nne der Gedanke der Erzielung
von Synergieeffekten zweier Partner, die beide Leistungen nach dem SGB II
erhielten bzw nahezu gleichwertige Leistungen, nicht greifen (Hinweis auf BSG,
Urteil vom 06. Oktober 2011 â�� B 14 AS 171/10 R). Folge dessen sei, dass die
KlÃ¤gerin einen Anspruch auf GewÃ¤hrung hÃ¶herer Leistungen unter
Zugrundelegung der Regelbedarfsstufe 1 habe. DarÃ¼ber hinaus hÃ¤tten die
KlÃ¤ger ab 27. September 2017 unter BerÃ¼cksichtigung eines bedarfsbezogenen
Ansatzes auch Anspruch auf GewÃ¤hrung hÃ¶herer Leistungen unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer Bedarfe nach Â§ 22 Abs 1 SGB II in HÃ¶he von jeweils 50 %
der tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung (Hinweis auf SG Dresden,
Urteil vom 19. Dezember 2018 â�� S 40 AS 2440/16).

Zur BegrÃ¼ndung seiner vom SG zugelassenen Berufung fÃ¼hrt der Beklagte aus:
Die KlÃ¤gerin sei ab dem 27. September 2017 nicht "alleinstehend" iS des Â§ 20
Abs 2 Satz 1 SGB II gewesen. Eine analoge Anwendung dieser Norm wÃ¼rde
darÃ¼ber hinaus auch zu einer Aushebelung und Umgehung aufenthaltsrechtlicher
Regelungen fÃ¼hren. B sei nach Â§ 7 Abs 1 Satz 2 SGB II vom Leistungsbezug nach
dem SGB II ausgeschlossen. Entgegen der Auffassung des SG sei es auch nicht
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gerechtfertigt bei der BerÃ¼cksichtigung der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung
(Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II) vom Kopfteilprinzip abzuweichen.

Der Beklagte beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 08. April 2019 aufzuheben und
die Klagen abzuweisen.

Die KlÃ¤ger beantragen, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigen die angefochtene Entscheidung des SG.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte,
insbesondere auf die zwischen den Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze, die
Verwaltungsakte des Beklagten, die B betreffende sowie die die KlÃ¤ger und den B
betreffenden AuslÃ¤nderakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des Beklagten ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG)),
insbesondere ist sie aufgrund der Zulassung des SG auch statthaft, und sie ist auch
begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Rechtsstreits (iS von Â§ 95 SGG) sind der Bescheid vom 01.
November 2017, soweit damit hÃ¶here LeistungsansprÃ¼che der KlÃ¤ger fÃ¼r
September 2017 bis Dezember 2017 abgelehnt wurden als mit diesem Bescheid
fÃ¼r diesen Zeitraum vorlÃ¤ufig auf der Grundlage des mit dem 9. SGB II-Ã�ndG
vom 26. Juli 2016 (BGBl I 1824) mit Wirkung zum 01. August 2016 eingefÃ¼hrten Â§
41 a SGB II bewilligt wurden, die mittlerweile â�� mangels einer ausdrÃ¼cklichen
endgÃ¼ltigen Festsetzung (Â§ 41a Abs 3 SGB II) und weil keiner der in Â§ 41a Abs 5
Satz 2 SGB II geregelten Ausnahmen vorliegt â�� nach Â§ 41a Abs 5 Satz 1 SGB II
als abschlieÃ�end festgestellt gelten (BSG, Urteil vom 30. Oktober 2019 â�� B 14
AS 2/19 R, juris RdNr 9; vgl auch LSG Hessen, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2020 â�� L 6 AS
471/19, juris RdNr 37ff; Kemper in Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl 2017, RdNr 64 zu Â§
41), der Ã�nderungsbescheid vom 25. November 2017, soweit damit hÃ¶here
LeistungsansprÃ¼che der KlÃ¤ger fÃ¼r Januar 2018 abgelehnt worden sind als mit
diesem Bescheid fÃ¼r diesen Monat vorlÃ¤ufig bewilligt wurden, die nun ebenfalls
mittlerweile als abschlieÃ�end festgestellt gelten (Â§ 41a Abs 5 Satz 1 SGB II, und
der Ã�nderungsbescheid vom 17. Januar 2018, soweit damit hÃ¶here
LeistungsansprÃ¼che der KlÃ¤ger fÃ¼r Februar 2018 abgelehnt worden sind als
mit diesem Bescheid fÃ¼r diesen Monat vorlÃ¤ufig bewilligt wurden, die
mittlerweile auch als abschlieÃ�end festgestellt gelten (Â§ 41a Abs 5 Satz 1 SGB II),
jeweils in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. Februar 2018. Denn der
Bescheid vom 01. November 2017 ist, soweit er ursprÃ¼nglich auch den Zeitraum
Januar 2018 bis Februar 2018 regelte, durch den Ã�nderungsbescheid vom 25.
November 2017 iS von Â§ 39 Abs 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) ersetzt
worden, wodurch der zuletzt genannte Bescheid, soweit damit hÃ¶here
LeistungsansprÃ¼che der KlÃ¤ger fÃ¼r Januar 2018 bis Februar 2018 abgelehnt
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worden sind, gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG Gegenstand des Widerspruchsverfahrens gegen
den Bescheid vom 01. November 2017 geworden ist. Dieses Widerspruchsverfahren
betraf unter BerÃ¼cksichtigung des Widerspruchsvorbringens der KlÃ¤gerin von
vornherein auch hÃ¶here LeistungsansprÃ¼che des KlÃ¤gers fÃ¼r den streitigen
Zeitraum, auch wenn die KlÃ¤gerin den Widerspruch nicht ausdrÃ¼cklich auch im
Namen des KlÃ¤gers erhoben hat. Denn ihr ging es ersichtlich auch um hÃ¶here
AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers zur Deckung des Bedarfs fÃ¼r Unterkunft und Heizung
fÃ¼r den streitigen Zeitraum. Soweit der Ã�nderungsbescheid vom 25. November
2017 ursprÃ¼nglich auch den Monat Februar 2018 regelte, ist er wiederum durch
den Ã�nderungsbescheid vom 17. Januar 2018 iS von Â§ 39 Abs 2 SGB X erledigt
worden, wodurch auch dieser Bescheid, soweit damit hÃ¶here
LeistungsansprÃ¼che der KlÃ¤ger fÃ¼r Februar 2018 abgelehnt worden sind,
gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG Gegenstand des Widerspruchsverfahrens gegen den Bescheid
vom 01. November 2017 wurde. Auch wenn im Widerspruchsbescheid vom 12.
Februar 2018 der KlÃ¤ger keine ausdrÃ¼ckliche ErwÃ¤hnung findet, ergibt dessen
Auslegung nach dem insoweit maÃ�geblichen objektiven EmpfÃ¤ngerhorizont (vgl
zum MaÃ�stab nur BSG, Urteil vom 06. April 2011 â�� B 4 AS 119/10 R, juris RdNr
18ff mwN), dass der Beklagte nicht nur hÃ¶here LeistungsansprÃ¼che der
KlÃ¤gerin, sondern auch solche des KlÃ¤gers fÃ¼r den streitigen Zeitraum
abgelehnt hat, weswegen auch er Inhaltsadressat und damit von der Regelung des
Widerspruchsbescheides materiell Betroffener ist (vgl dazu und zum Begriff des
Bekanntgabe-Adressaten: Steinwedel in Kasseler Kommentar,
Sozialversicherungsrecht, Stand der Einzelbearbeitung Mai 2018, RdNr 13 zu Â§ 39
SGB X).

Ob der Bescheid vom 01. November 2017, soweit darin mitgeteilt worden ist, dass
die zuerkannten AnsprÃ¼che fÃ¼r September 2017 bis Oktober 2017 nicht
ausgezahlt werden, Ã¼berhaupt einen anfechtbaren Verwaltungsakt (iS des Â§ 31
Satz 1 SGB X) verlautbart hat, kann offenbleiben. Selbst wenn dies der Fall sein
sollte, wÃ¤re dieser Bescheid in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.
Februar 2018 insoweit nicht Gegenstand des Rechtsstreits (iS von 95 SGG). Denn
die KlÃ¤ger haben nie geltend gemacht, dass die ihnen vom Beklagten fÃ¼r
September 2017 bis Oktober 2017 bewilligten Leistungen nicht erbracht worden
sind. UnabhÃ¤ngig davon ist der Beklagte zwischenzeitlich der Anregung des
Berichterstatters, fÃ¼r September 2017 der KlÃ¤gerin Arbeitslosengeld II in HÃ¶he
39,27 EUR (755,68 EUR abzÃ¼glich 716,41 EUR) und dem KlÃ¤ger Sozialgeld in
HÃ¶he von 12,55 EUR (461,53 EUR abzÃ¼glich 448,98 EUR) nachzahlen, weil er
sich insoweit nicht auf die ErfÃ¼llungsfiktion (Â§ 107 Abs 1 SGB X) berufen konnte,
nachgekommen.

Ebenso wenig bedarf die Frage einer KlÃ¤rung, ob es sich bei den Mitteilungen in
dem Bescheid vom 01. November 2017 und den Ã�nderungsbescheiden vom 25.
November 2017 und 17. Januar 2018, die zuerkannten Leistungen wÃ¼rden
teilweise direkt an die Hausverwaltung Ã¼berwiesen, um anfechtbare
Verwaltungsakte (iS des Â§ 31 Satz 1 SGB X) gehandelt hat. Selbst wenn dies der
Fall sein sollte, wÃ¤ren die bezeichneten Bescheide insoweit nicht Gegenstand des
Rechtsstreits (iS von Â§ 95 SGG), weil sich die KlÃ¤ger nie gegen diese
Direktzahlungen gewandt haben.
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Da die KlÃ¤ger somit fÃ¼r den streitigen Zeitraum keine Zahlungen beanspruchen,
die ihnen zwar vorlÃ¤ufig bewilligt, nicht aber an sie direkt erbracht worden sind,
haben sie insoweit auch keine echte Leistungsklage (Â§ 54 Abs 5 SGG) erhoben (vgl
zu Zahlungen aus einem nicht aufgehobenen Bewilligungsverwaltungsakt: BSG,
Urteil vom 27. MÃ¤rz 1980 â�� 10 RV 23/79, juris).

Vielmehr haben sie zur Durchsetzung ihrer prozessualen AnsprÃ¼che â�� weitere
Zahlungen fÃ¼r den streitigen Zeitraum Ã¼ber die vorlÃ¤ufig bewilligten und an sie
direkt erbrachten Leistungen hinaus â�� in statthafter Weise jeweils eine
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs 1 iVm Abs 4 SGG, Â§ 56
SGG) erhoben, gerichtet, weil sie keine bezifferten KlageantrÃ¤ge gestellt haben,
auf die Verurteilung des Beklagten dem Grunde nach (Â§ 130 Abs 1 Satz 1 SGG),
was zulÃ¤ssig war.

Voraussetzung fÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeit eines Grundurteils im HÃ¶henstreit in
Abgrenzung zu einer unzulÃ¤ssigen Elementfeststellungsklage ist eine so
umfassende AufklÃ¤rung zu Grund und HÃ¶he des Anspruchs, dass mit
Wahrscheinlichkeit von einer hÃ¶heren Leistung ausgegangen werden kann, wenn
der BegrÃ¼ndung der Klage gefolgt wird (vgl nur BSG, Urteil vom 30. Januar 2019B 
14 AS 10/18 R, juris RdNr 11 mwN). Diese Voraussetzung ist vorliegend erfÃ¼llt,
weil der Beklagte den KlÃ¤gern Arbeitslosengeld II bzw Sozialgeld bewilligt hat und
sie Anspruch auf die Erbringung hÃ¶here Leistungen haben, wenn ihrem Vorbringen
gefolgt wird.

Die Klagen sind auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, insbesondere ist das SG zu Recht
davon ausgegangen, dass die Klage des KlÃ¤gers nicht verfristet ist, weil seine
Einbeziehung erst nach Ablauf der Klagefrist (Â§ 87 Abs 1 iVm Abs 2 SGG) fÃ¶rmlich
angezeigt worden ist. Das steht der Wahrung der Klagefrist hier ausnahmsweise
nicht entgegen (vgl zu den MaÃ�stÃ¤ben und deren Anwendung zuletzt BSG, Urteil
vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 12/18 R, juris RdNr 10ff; BSG, Urteil vom 08. Mai
2019 â�� B 14 AS 15/18 R, juris RdNr 11; BSG , Urteil vom 08. Mai 2019 â�� B 14 AS
20/18 R, juris RdNr 9). Die Klagen waren unter GesamtwÃ¼rdigung des
Verfahrensgangs von Anfang an auch fÃ¼r den KlÃ¤ger erhoben worden. Denn die
â�� nach wie vor nicht anwaltlich vertretene â�� KlÃ¤gerin hat beim SG unter
Vorlage des Bescheides vom 01. November 2017 und Wiederholung ihrer
WiderspruchsbegrÃ¼ndung Klage erhoben. Danach ging es ihr ersichtlich auch um
hÃ¶here AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers fÃ¼r den streitigen Zeitraum.

Zwar war die Klage des prozessunfÃ¤higen KlÃ¤gers (Â§ 71 Abs 1 SGG iVm Â§Â§ 2, 
106 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB)) im Zeitpunkt ihrer Erhebung mangels
ordnungsgemÃ¤Ã�er Vertretung noch unzulÃ¤ssig, denn der KlÃ¤gerin stand zu
diesem Zeitpunkt nicht das alleinige Sorgerecht fÃ¼r den KlÃ¤ger zu. Nach Art 21
des EinfÃ¼hrungsgesetzes zum BGB (EGBGB) ist auf das RechtsverhÃ¤ltnis
zwischen Kindern und ihren Eltern das Recht des Staates abwendbar, in dem die
Kinder ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt haben. Das ist bezogen auf den KlÃ¤ger das
Recht der Bundesrepublik Deutschland, weil er sich seit seiner Geburt
ununterbrochen in der Bundesrepublik Deutschland aufhÃ¤lt. Da die Ehe der
KlÃ¤gerin mit B nach deutschen Recht nicht anerkannt ist, stand die elterliche
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Sorge fÃ¼r den KlÃ¤ger ab seiner Geburt zunÃ¤chst allein der KlÃ¤gerin zu (Â§
1626a Abs 3 BGB). Dies Ã¤nderte sich erst mit dem 07. Dezember 2017, dem Tag
der Abgabe der gemeinsamen SorgeerklÃ¤rung, weil seither zunÃ¤chst der
KlÃ¤gerin und B die Sorge gemeinsam zustand (Â§ 1626a Abs 1 Nr 1 BGB), so dass
sie ab diesem Tag den KlÃ¤ger zunÃ¤chst lediglich gemeinschaftlich vertreten
konnten (Â§ 1629 Abs 1 Satz 2 BGB). Somit war die Klageerhebung zu Gunsten des
KlÃ¤gers zunÃ¤chst schwebend unwirksam. Diese schwebend unwirksame
Prozesshandlung ist aber durch B am 13. Juni 2018 genehmigt worden. Die
Genehmigung bedeutet zugleich, dass B der KlÃ¤gerin Vollmacht erteilt hat, den
anhÃ¤ngigen Prozess im Namen des KlÃ¤gers zu fÃ¼hren.

Erst seit September 2019 â�� und damit erst wieder im Berufungsverfahren â��
Ã¼bt die KlÃ¤gerin die elterliche Sorge fÃ¼r den KlÃ¤ger erneut allein aus. Denn
seither ist B untergetaucht und somit verhindert die elterliche Sorge ausÃ¼ben. Die
Folge dessen ist, dass seither die KlÃ¤gerin den KlÃ¤ger auch wieder allein vertritt
(Â§ 1629 Abs 1 Satz 3 Alt 1 BGB). Schon allein nach dem Wortlaut des Â§ 1678 Abs
1 BGB ist bei einer tatsÃ¤chlichen Verhinderung nicht notwendig, dass eine
gerichtliche Entscheidung Ã¼ber das Sorgerecht ergeht. Auch ohne das Eingreifen
des Familiengerichts Ã¼bt nach dieser Vorschrift der andere Elternteil die elterliche
Sorge allein aus. Denn Â§ 1678 Abs 1 BGB hat zwei Alternativen, die die gleiche
Rechtsfolge, die alleinige AusÃ¼bung des Sorgerechts, auslÃ¶sen: Die
tatsÃ¤chliche Verhinderung und das Ruhen der elterlichen Sorge. Das Ruhen der
elterlichen Sorge ist in Â§ 1674 Abs 1 BGB geregelt. Danach ruht die elterliche
Sorge eines Elternteils, wenn das Familiengericht feststellt, dass er auf lÃ¤ngere
Zeit die elterliche Sorge tatsÃ¤chlich nicht ausÃ¼ben kann. Das Ruhen ist daher ua
daran geknÃ¼pft, dass die tatsÃ¤chliche Verhinderung auf lÃ¤ngere Zeit besteht
und dass eine entsprechende Feststellung des Familiengerichts ergeht. Die erste
Alternative des Â§ 1678 Abs 1 BGB, die tatsÃ¤chliche Verhinderung als solche, setzt
dagegen weder eine Verhinderung von lÃ¤ngerer Dauer noch eine Entscheidung
des Familiengerichts voraus. Bei lÃ¤ngerer Verhinderung ist es allein Sache des
anderen Elternteils, im Interesse der Rechtssicherheit dafÃ¼r zu sorgen, das Ruhen
der Sorge des anderen Elternteils vom Gericht feststellen zu lassen (vgl GÃ¶tz in
Palandt, BGB, 79. Auflage 2020, RdNr 4 zu Â§ 1678). So lange also bei einer
Verhinderung des einen Elternteils an der AusÃ¼bung der elterlichen Sorge der
andere Elternteil keine gerichtliche Entscheidung herbeigefÃ¼hrt hat, so fÃ¼hrt Â§
1678 Abs 1 Alt 1 BGB ohne Umweg Ã¼ber das Ruhen unmittelbar von Gesetzes
wegen zur Alleinsorge des anderen Elternteils.

Die Klagen sind nicht begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤ger kÃ¶nnen keine hÃ¶heren Leistungen vom Beklagten beanspruchen als
ihnen vom Beklagten fÃ¼r den streitigen Zeitraum vorlÃ¤ufig erbracht worden sind.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die geltend gemachten AnsprÃ¼che auf hÃ¶heres
Arbeitslosengeld II bzw hÃ¶heres Sozialgeld sind Â§ 19 iVm Â§Â§ 7 ff und Â§Â§ 20 ff
SGB II idF, die das SGB II insoweit zuletzt durch das Gesetz zur Ermittlung von
Regelbedarfen sowie zur Ã�nderung des SGB II und des SGB XII vom 22. Dezember
2016 (BGBl I 3159) erhalten hat (im Folgenden ohne Zusatz zitiert); denn in
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Rechtsstreitigkeiten Ã¼ber schon abgeschlossene BewilligungszeitrÃ¤ume ist das
zum damaligen Zeitpunkt geltende Recht anzuwenden (Geltungszeitraumprinzip,
vgl BSG, Urteil vom 12. September 2018 â�� B 4 AS 39/17 R, juris RdNr 19 unter
Hinweis auf BSG, Urteil vom 19. Oktober 2016 â�� B 14 AS 53/15 R, juris RdNr 15
RdNr 15 mwN).

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llte im streitigen Zeitraum als leistungsberechtigte Person iS
des Â§ 7 Abs 1 Satz 1 SGB II die Grundvoraussetzungen, um Arbeitslosengeld II zu
erhalten. Sie ist 1986 geboren und bewegte sich daher wÃ¤hrend des streitigen
Zeitraums innerhalb der Altersgrenzen des Â§ 7 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB II. Sie hatte
auch wÃ¤hrend dieses Zeitraum ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland (Â§ 7 Abs 1 Satz 1 Nr 4 SGB II; vgl zum Begriff des
"gewÃ¶hnlichen Aufenthalts": BSG, Urteil vom 30. Januar 2013 â�� B 4 AS 54/12 R,
juris RdNr 17 ff) und sie war auch erwerbsfÃ¤hig (Â§ 7 Abs 1 Satz 1 Nr 2 iVm Â§ 8
SGB II). Von ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit im gesundheitlichen Sinne (Â§ 8 Abs 1 SGB II)
war schon aus rechtlichen GrÃ¼nden wegen der in Â§ 44a Abs 1 Satz 7 SGB II
statuierten "Nahtlosigkeitsregelung" auszugehen, weil kein Feststellungsverfahren
eingeleitet worden ist (stRspr des BSG, vgl nur Urteil vom 05. August 2015 â�� B 4
AS 9/15 R, juris RdNr 14 mwN). Ihr war auch wÃ¤hrend des gesamten streitigen
Zeitraums der deutsche Arbeitsmarkt uneingeschrÃ¤nkt zugÃ¤nglich (Â§ 8 Abs 1
Satz 1 Alt 1 SGB II). FÃ¼r die Zeit ab der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Â§
25 Abs 2 AufenthG am 18. Dezember 2017 beruht dies auf der damit verbundenen
Berechtigung zur AusÃ¼bung einer ErwerbstÃ¤tigkeit (Â§ 25 Abs 2 Satz 2 iVm Abs 1
Satz 4 AufenthG). FÃ¼r den davor liegenden Teil des streitigen Zeitraums gilt nichts
anderes. Dies folgt allerdings nicht bereits aus der vom LABO am 30. Oktober 2017
ausgestellten, bis zum 18. Dezember 2017 geltenden Fiktionsbescheinigung (Â§ 81
Abs 5 AufenthG), weil es sich bei dieser Bescheinigung nicht um einen
Verwaltungsakt (iS des Â§ 35 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG))
handelt. Eine solche Bescheinigung regelt die Rechtslage nicht, sondern
dokumentiert nur den bestehenden Rechtszustand (vgl Bundesverwaltungsgericht,
Beschluss vom 21. Januar 2010 â�� 1 B 17.09, juris RdNr 7). Entscheidend ist
vielmehr, dass fÃ¼r den Fall der Zuerkennung der FlÃ¼chtlingseigenschaft iS des 
Â§ 3 Abs 1 AsylG durch das BAMF der Aufenthalt des AuslÃ¤nders im Zeitraum vom
Eintritt der Bestandskraft der positiven Entscheidung des BAMF bis zur Erteilung
eines Aufenthaltstitels durch die AuslÃ¤nderbehÃ¶rde von Gesetzes wegen als
erlaubt gilt (Â§ 25 Abs 2 Satz 2 iVm Abs 1 Satz 3 AufenthG) und die
Voraussetzungen dieser Erlaubnisfiktion im Falle der KlÃ¤gerin mit der ihr
gegenÃ¼ber am 16. August 2017 erfolgten Bekanntgabe des Bescheides des BAMF
vom 08. August 2017 auch tatsÃ¤chlich eingetreten sind. SchlieÃ�lich war die
KlÃ¤gerin, die vom 01. September 2017 bis zum 26. September 2017 eine
Bedarfsgemeinschaft mit dem dem gemeinsamen Haushalt angehÃ¶renden KlÃ¤ger
bildete, der seinen Bedarf mangels ausreichenden Einkommens und VermÃ¶gens
nicht selbst decken konnte (Â§ 7 Abs 3 Nr 1 iVm Nr 4 SGB II), und vom 27.
September 2017 bis Februar 2018 eine Bedarfsgemeinschaft mit dem KlÃ¤ger, der
weiterhin seinen Bedarf mangels ausreichenden Einkommens und VermÃ¶gens
nicht selbst decken konnte, sowie mit dem damals ebenfalls in diesem Haushalt
lebenden B bildete (Â§ 7 Abs 3 Nr 1 iVm Nr 3 SGB II), weil der Umstand, dass B
keine Leistungen nach dem SGB II beziehen konnte (Â§ 7 Abs 1 Satz 2 Nr 3 SGB II,
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dazu spÃ¤ter), das Entstehen einer so genannten gemischten Bedarfsgemeinschaft
mit den KlÃ¤gern nicht hinderte (vgl nur BSG, Urteil vom 12. Oktober 2017 â�� B 4
AS 37/16 R, juris RdNr 23), wÃ¤hrend des gesamten streitigen Zeitraums auch
hilfebedÃ¼rftig (Â§ 7 Abs 1 Satz 1 Nr 3 SGB II iVm Â§ 9 SGB II), weil weder sie noch
B Ã¼ber den Bedarf dieser Bedarfsgemeinschaft deckendes Einkommen oder zu
berÃ¼cksichtigenden VermÃ¶gen verfÃ¼gte.

FÃ¼r die KlÃ¤gerin lag auch keiner der AusschlusstatbestÃ¤nde iS von Â§ 7 Abs 1
Satz 2, Abs 4, 4a oder 5 SGB II vor, insbesondere erfÃ¼llte sie nicht die
Voraussetzungen iS von Â§ 7 Abs 1 Satz 2 Nr 3 SGB II. Danach sind "ausgenommen"
â�� also keine leistungsberechtigten Personen iS des Â§ 7 Abs 1 Satz 1 SGB II und
ohne Leistungsberechtigung nach dem SGB II â�� Leistungsberechtigte nach Â§ 1
AsylbLG. Die fehlende Leistungsberechtigung der KlÃ¤gerin nach Â§ 1 AsylblG (hier
in der Fassung des Gesetzes durch das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom
20. Oktober 2015, BGBl I 1722; im Folgenden ohne Zusatz zitiert) ergibt sich fÃ¼r
die Zeit ab dem 18. Dezember 2017 bereits aus Â§ 1 Abs 2 AsylbLG, wonach die in
Abs 1 bezeichneten AuslÃ¤nder fÃ¼r die Zeit, fÃ¼r die ihnen ein anderer
Aufenthaltstitel als die in Abs 1 Nr 3 bezeichnete Aufenthaltserlaubnis mit einer
Geltungsdauer von mehr als sechs Monaten erteilt worden ist, nicht nach diesem
Gesetz leistungsberechtigt sind. Denn am 18. Dezember 2017 wurde der KlÃ¤gerin
mit AushÃ¤ndigung des fÃ¼r sie ausgestellten, vom 30. Oktober 2017 bis zum 29.
Oktober 2020 befristeten elektronischen Aufenthaltstitels nach Â§ 25 Abs 2
AufenthG ein solcher Aufenthaltstitel bekanntgegeben. FÃ¼r die Zeit davor, mithin
von September 2017 bis zum 17. Dezember 2017, ist die KlÃ¤gerin aber ebenfalls
nicht nach Â§ 1 Abs 1 Nr 1 bis 7 AsylbLG leistungsberechtigt, insbesondere nicht
nach Â§ 1 Abs 1 Nr 1 AsylbLG. Danach sind leistungsberechtigt nach diesem Gesetz
AuslÃ¤nder, die sich tatsÃ¤chlich im Bundesgebiet aufhalten und eine
Aufenthaltsgestattung nach dem AsylG besitzen. Diese Voraussetzungen erfÃ¼llte
die KlÃ¤gerin wÃ¤hrend des zuletzt bezeichneten Zeitraums nicht (mehr), weil die
Aufenthaltsgestattung, die ihr am 10. Juli 2017 bis zum 09. Juli 2018 verlÃ¤ngert
worden war, spÃ¤testens am 31. August 2017 gemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs 1 Satz 1 Nr 6
AsylG erloschen war. Danach erlischt die Aufenthaltsgestattung im Ã�brigen, wenn
die Entscheidung des BAMF unanfechtbar wird. An diesem Tag war das von der
KlÃ¤gerin durch die Stellung ihres Asylantrages eingeleitete Asylverfahren
bestandskrÃ¤ftig abgeschlossen, weil mit Ablauf des 30. August 2017 die durch die
am 16. August 2017 erfolgte Zustellung der Ablehnung ihres Asylantrages im
Bescheid des BAMF vom 07. August 2017 in Lauf gesetzte zweiwÃ¶chige Frist zur
Erhebung der Klage gegen diese Entscheidung (Â§ 74 Abs 1 Satz 1 Halbsatz 1 AsylG
) verstrichen war, ohne dass die KlÃ¤gerin von dieser MÃ¶glichkeit Gebrauch
gemacht hat. Deshalb kann die umstrittene Frage offen bleiben, ob von Â§ 67 Abs 1
Satz 1 Nr 6 AsylG auch die Zuerkennung einer positiven Statusentscheidung des
BAMF erfasst wird (zum Meinungsstand in der Kommentarliteratur, vgl nur Frerichs
in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, Stand der Einzelbearbeitung: 06. Mai 2020,
RdNr 164 zu Â§ 1 AsylbLG), die bereits am 16. August 2017 in Bestandskraft
erwachsen ist.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llte im Streitzeitraum nach Â§ 7 Abs 2 Satz 1 iVm Â§ 19 Abs 1
Satz 2 SGB II auch die Grundvoraussetzungen um Sozialgeld zu erhalten. Er
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erfÃ¼llte die Voraussetzungen des Â§ 7 Abs 2 Satz 1 SGB II, wonach Leistungen
auch Personen erhalten, die mit erwerbsfÃ¤higen Personen in einer
Bedarfsgemeinschaft leben. Die KlÃ¤gerin war im streitigen Zeitraum eine
leistungsberechtigte Person iS des Â§ 7 Abs 1 Satz 1 SGB II und der KlÃ¤ger lebte
als minderjÃ¤hriges Kind der KlÃ¤gerin mit ihr â�� und mit B â�� aufgrund seiner
HilfebedÃ¼rftigkeit in einer Bedarfsgemeinschaft (Â§ 7 Abs 3 Nr 1 iVm Nr 3c iVm Nr
4 SGB II).

Der KlÃ¤ger unterlag auch nicht einem Leistungsausschluss iS von Â§ 7 Abs 1 Satz
2, Abs 4, 4a oder 5 SGB II, insbesondere nicht nach Â§ 7 Abs 1 Satz 2 Nr 3 SGB II,
von dem â�� ungeachtet seiner systematischen Stellung â�� nicht nur
erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, sondern auch deren AngehÃ¶rige
unabhÃ¤ngig von deren ErwerbsfÃ¤higkeit erfasst sind (BSG, Urteil vom 14. Juni
2018 â�� B 14 AS 28/17 R, juris RdNr 16ff); insoweit wird zur Vermeidung von
Wiederholungen auf die entsprechenden AusfÃ¼hrungen hinsichtlich der KlÃ¤gerin
Bezug genommen. Der KlÃ¤ger ist auch nicht seit dem 24. September 2017 Ã¼ber
B nach Â§ 1 Abs 1 Satz 1 Nr 6 AsylbLG leistungsberechtigt. Danach sind zwar ua die
minderjÃ¤hrigen Kinder der in den Nrn 1 bis 5 genannten Personen
leistungsberechtigt, ohne dass sie selbst die dort genannten Voraussetzungen
erfÃ¼llen. B als Vater des KlÃ¤gers war auch â�� dazu spÃ¤ter â�� seit dem 24.
September 2017 (Tag der Einreise in das Bundesgebiet) nach Â§ 1 Abs 1 Nr 5
AsylbLG leistungsberechtigt, wonach leistungsberechtigt nach diesem Gesetz
AuslÃ¤nder sind, die sich tatsÃ¤chlich im Bundesgebiet aufhalten und die
vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn eine Abschiebungsandrohung noch
nicht oder nicht mehr vollziehbar ist. In FÃ¤llen wie dem vorliegenden, in denen den
unterschiedlich leistungsberechtigten Eltern die Personensorge und damit das
Aufenthaltsbestimmungsrecht fÃ¼r den KlÃ¤ger gemeinsam obliegt, richtet sich
aber die Leistungsberechtigung des Kindes nach dem leistungsrechtlich
privilegierten Elternteil und damit nach dem Anspruch des Leistungsberechtigten
nach dem SGB II, mithin hier der KlÃ¤gerin (vgl nur LSG Nordrhein-Westfalen,
Beschluss vom 15. MÃ¤rz 2014 â�� L 19 AS 73/14 B ER, juris RdNr 27 mwN; Frerichs
in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, Stand der Einzelbearbeitung: 06. Mai 2020,
RdNr 148 zu Â§ 1 AsylbLG; Dollinger in Siefert, AsylbLG, 2018, RdNr 73 zu Â§ 1).

Die KlÃ¤ger waren im streitigen Zeitraum nicht in einem hÃ¶heren MaÃ�e
hilfebedÃ¼rftig (iS von Â§ 7 Abs 1 Satz 1 Nr 3 SGB II iVm Â§ 9 Abs 1 SGB II) als dies
der Beklagte angenommen hat, weil der Umstand, dass B in diesem Zeitraum keine
Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG erhalten hat, rechtlich nicht relevant ist.

Ab dem 27. September 2017, dem Tag des Einzugs von B, war bei der KlÃ¤gerin
nach Â§ 20 Abs 1a iVm Abs 4 SGB II iVm 8 Abs 1 Satz 1 Nr 2 des Gesetzes zur
Ermittlung der Regelbedarfe nach Â§ 28 des SGB XII (Regelbedarfs-
Ermittlungsgesetz â�� RBEG) vom 22. Dezember 2016 (BGBl I 3159) bzw â�� ab
Januar 2018 â�� nach Â§ 20 Abs 1a und Abs 4 SGB II, Â§ 8 Abs 1 Satz 1 Nr 2 RBEG
iVm Â§ 2 der Verordnung zur Bestimmung des fu&776;r die Fortschreibung der
Regelbedarfsstufen nach den Â§Â§ 28a und 134 SGB XII maÃ�geblichen
Prozentsatzes sowie zur Erga&776;nzung der Anlage zu Â§ 28 SGB XII fu&776;r das
Jahr 2018 (Regelbedarfsstufen- Fortschreibungsverordnung 2018 â�� RBSFV 2018)
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vom 08. November 2017 (BGBl I 3767) als (anteiliger) Regelbedarf nur noch der
fÃ¼r volljÃ¤hrige Partner in Bedarfsgemeinschaft vorgesehene Betrag in HÃ¶he der
Regelbedarfsstufe 2 anzuerkennen, zudem waren seit dem Einzug von B bei den
KlÃ¤gern jeweils ein Kopfteil in HÃ¶he eines Drittels des Bedarfs fÃ¼r Unterkunft
und Heizung fÃ¼r die von den KlÃ¤gern und B gemeinsam bewohnte Wohnung zu
berÃ¼cksichtigen.

Als Regelbedarf werden bei Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend sind
oder deren Partnerin oder Partner minderjÃ¤hrig ist, monatlich ein Betrag in HÃ¶he
der Regelbedarfsstufe 1 anerkannt (Â§ 20 Abs 2 Satz 1 SGB II); haben zwei Partner
der Bedarfsgemeinschaft das 18. Lebensjahr vollendet, ist als Regelbedarf fÃ¼r
jede dieser Personen monatlich ein Betrag in der HÃ¶he der Regelbedarfsstufe 2
anzuerkennen (Â§ 20 Abs 4 SGB II). Die Voraussetzungen des Â§ 20 Abs 2 Satz 1
SGB II erfÃ¼llte die KlÃ¤gerin ab dem Einzug von B nicht mehr, weil sie nicht
alleinstehend oder alleinerziehend war und B nicht minderjÃ¤hrig. EinschlÃ¤gig ist
vielmehr Â§ 20 Abs 4 SGB II, der tatbestandlich zwei Partner einer
Bedarfsgemeinschaft, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, voraussetzt, was
durch die KlÃ¤gerin und B erfÃ¼llt wurde. Dem steht nicht entgegen, dass Â§ 20
Abs 4 SGB II als Rechtsfolge anordnet, "ist als Regelbedarf fÃ¼r jede dieser
Personen monatlich ein Betrag in HÃ¶he der Regelbedarfsstufe 2 anzuerkennen".
Zwar hat das BSG zu Â§ 20 Abs 3 SGB II (in der bis zum 31. Dezember 2010
geltenden Fassung (aF), das ist die unmittelbare VorgÃ¤ngerregelung zu Â§ 20 Abs
4 SGB II) ausgefÃ¼hrt, dass der in dieser Vorschrift verwandte Begriff "jeweils" bzw
heute "jede" im Zusammenhang mit der Bestimmung der anteiligen Regelleistung
von 90 vH so zu verstehen ist, "dass beide Partner Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts beanspruchen kÃ¶nnen, die rechnerisch bei der Bedarfsermittlung
iHv insgesamt 180 vH anzusetzen sind" (BSG, Urteil vom 06. Oktober 2011 â�� B 14
AS 171/10 R, juris RdNr 19), Â§ 20 Abs 3 SGB II aF sei auf eine Bedarfsgemeinschaft
aus SGB II- und AsylbLG-Leistungsberechtigten weder unmittelbar noch analog
anwendbar (BSG aaO; kritisch hierzu BiebackjurisPR-SozR 23/2012 Anm 2. Zur
BegrÃ¼ndung hat das BSG auf die Gesetzesmaterialien, die AblÃ¶sung der Figur
des Haushaltsvorstands und den gesetzgeberischen Willen, die Gleichstellung von
Mann und Frau als durchgÃ¤ngiges Prinzip zu verfolgen, verwiesen (BSG, aaO, RdNr
20) In jenem Verfahren wurde einer Leistungsberechtigten nach dem SGB II, die mit
einem Partner zusammenlebte, der Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG bezog, der
Regelbedarf fÃ¼r Alleinstehende im Jahr 2006 zugesprochen, weil die damalige
Grundleistung nach dem AsylbLG (Rechtslage 2006) nicht mit SGB II-Leistungen
vergleichbar war (im Ergebnis ebenso fÃ¼r die Rechtslage 2008 bereits der
erkennende Senat in seinem Urteil vom 14. April 2010 â�� L 10 AS 1228/09, juris;
anders fÃ¼r das Jahr 2014 aufgrund der zwischenzeitlichen Anhebung der
Leistungen nach dem AsylbLG:BSGUrteil vom 12. Oktober 2017 â�� B 4 AS 37/16 R,
juris) Das Urteil des erkennenden Senats vom 14. April 2010 und das Urteil des BSG
vom 06. Oktober 2011 kÃ¶nnen auf die hier zu beurteilende Sach- und Rechtslage
keine Anwendung mehr finden (so auch Frerichs, aaO, RdNr 32 zu Â§ 3a AsylbLG);
vielmehr war der Regelbedarf der KlÃ¤gerin in der Zeit vom 27. September 2017 bis
Februar 2018 nach Â§ 20 Abs 4 SGB II zu bestimmen, und zwar nicht in analoger,
sondern in direkter Anwendung. Denn der Gesetzgeber hat zum 01. Januar 2017 auf
die Rechtsprechung des BSG (zB BSG, Urteil vom 23. Juli 2014 â�� B 8 SO 12/13 R,
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juris) reagiert und in Â§ 8 RBEG geregelt, dass die Regelbedarfsstufe 2 auf "jede
erwachsene Person" Anwendung findet, "wenn sie in einer Wohnung mit einem
Ehegatten, Lebenspartner, in eheÃ¤hnlicher oder lebenspartnerschaftsÃ¤hnlicher
Gemeinschaft mit einem Partner zusammenlebt".

Zwar unterscheiden sich die HÃ¶he der Leistungen nach dem AsylbLG und nach
dem SGB II im vorliegenden Streitzeitraum wieder deutlich mehr als dies fÃ¼r die
Rechtslage 2014 galt. Denn das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hatte mit
seinem Urteil vom 18. Juli 2012 entschieden (1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11, juris = 
BVerfGE 132, 134 ), dass die bestehenden Leistungsunterschiede zwischen SGB II
und AsylbLG, die 2012 etwa 35 vH betragen haben (das AsylbLG 2012 sah fÃ¼r den
Haushaltsvorstand 224,97 EUR vor, wÃ¤hrend ein SGB II- oder SGB XII-
LeistungsempfÃ¤nger nach Regelbedarfsstufe 1 einen Anspruch in HÃ¶he von
374,00 EUR hatte), nicht (mehr) mit dem Grundgesetz (GG) vereinbar waren.
Deshalb hatte das BVerfG Ã¼bergangsweise und rÃ¼ckwirkend ab Januar 2011
angeordnet, dass Leistungen fÃ¼r Asylbewerber auf das Niveau anzuheben sind,
das sich aus Â§ 20 Abs 5 SGB II und Â§ 27aAbs 3, Â§ 28 SGB XII iVm den
Regelbedarfsstufen des jeweils gÃ¼ltigen RBEG ergibt. Durch diese Entscheidung,
die Gesetzeskraft hat (Â§ 31 Bundesverfassungsgerichtsgesetz), ist das
Leistungsniveau des AsylbLG demjenigen der anderen Bereiche der
Existenzsicherung weitgehend angeglichen worden (vgl Lenze in MÃ¼nder LPK-SGB
II, 6. Aufl 2017, RdNr 37 zu Â§ 20). B gehÃ¶rte â�� entgegen der vom SG nicht
begrÃ¼ndeten Grundannahme â�� vom 24. September 2017 (Tag der Einreise ins
Bundesgebiet) bis zum 16. Mai 2018, mithin auch im hier streitigen Zeitraum, zum
anspruchsberechtigten Personenkreis des Â§ 3 iVm Â§ 1 Abs 1 Nr 5 AsylbLG, so dass
fÃ¼r den streitigen Zeitraum einen Anspruch auf Grundleistungen nach Â§ 3
AsylbLG in Betracht kam. Erst ab dem 17. Mai 2018, dem Tag der erstmaligen
Erteilung einer Duldung, richtete sich seine Leistungsberechtigung nach Â§ 1 Abs 1
Nr 4 AsylbLG.

Nach Â§ 1 Abs 1 Nr 5 AsylbLG gehÃ¶ren AuslÃ¤nder zum Kreis der
Leistungsberechtigten nach dem AsylblG, wenn sie sich tatsÃ¤chlich im
Bundesgebiet aufhalten und vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn eine
Abschiebungsandrohung noch nicht oder nicht mehr vollziehbar ist. Die
Ausreisepflicht eines AuslÃ¤nders regelt Â§ 50 Abs 1 AufenthG. Danach ist ein
AuslÃ¤nder zur Ausreise verpflichtet, wenn er einen erforderlichen Aufenthaltstitel
nicht oder nicht mehr besitzt. Aufenthaltstitel iS dieser Norm sind nach Â§ 4 Abs 1
Satz 2 Nr 1 bis 4 AufenthG das Visum (Â§ 6 Abs 1 Nr 1 und Abs 3 AufenthG), die
Aufenthaltserlaubnis (Â§ 7 AufenthG), die blaue Karte EU (Â§ 19a AufenthG), die
Niederlassungserlaubnis (Â§ 9 AufenthG) oder die Erlaubnis zum Daueraufenthalt
â�� EU (Â§ 9a AufenthG). B war bei seiner Einreise nicht im Besitz des
erforderlichen Aufenthaltstitels iS von Â§Â§ 4 Abs 1 Satz 2 Nr 1, 14 Abs 1 Nr 2
AufenthG. Nach Â§ 6 Abs 3 Satz 1 AufenthG ist fÃ¼r lÃ¤ngerfristige Aufenthalte ein
Visum fÃ¼r das Bundesgebiet (nationales Visum) erforderlich, das vor der Einreise
erteilt wird. B, der bereits zum Zeitpunkt seiner Einreise am 24. September 2017
einen dauerhaften Aufenthalt im Bundesgebiet beabsichtigte, was dokumentiert
wird durch seinen nur vier Tage spÃ¤ter, nÃ¤mlich am 28. September 2017, beim
LABO gestellten Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Â§ 25 Abs 5
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AufenthG zum Zwecke familiÃ¤rer Lebensgemeinschaft mit dem KlÃ¤ger, war nicht
im Besitz eines zu diesem Aufenthaltszweck berechtigenden Visums. Die
RechtmÃ¤Ã�igkeit der Einreise und des Aufenthalts von B folgte auch nicht wegen
des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts aus dem insoweit allein in Betracht
kommenden Art 21 Abs 1 des Schengener DurchfÃ¼hrungsÃ¼bereinkommens
(vom 14. Juni 1985, ABl EG 2000 Nr L 239/19, zuletzt geÃ¤ndert durch Art 60 der
Verordnung (EU) 2017/2226 vom 30. November 2017, ABl L 327 vom 09. Dezember
2017, S 20; im Folgenden SDÃ�). Danach kÃ¶nnen sich DrittauslÃ¤nder, die Inhaber
eines gÃ¼ltigen, von einem der Mitgliedstaaten ausgestellten Aufenthaltstitels sind,
aufgrund dieses Dokuments und eines gÃ¼ltigen Reisedokuments bis zu 90 Tage je
Zeitraum von 180 Tagen frei im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten
bewegen, sofern sie die in Artikel 5 Absatz 1 Buchst a, c und e der Verordnung (EG)
Nr 562/2006 vom 15. MÃ¤rz 2006 Ã¼ber einen Gemeinschaftskodex fÃ¼r das
Ã�berschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex, ABl L 105
vom 13. April 2006, S 1ff; im Folgenden: SGK aF) aufgefÃ¼hrten
Einreisevoraussetzungen erfÃ¼llen und nicht auf der nationalen
Ausschreibungsliste des betroffenen Mitgliedstaats stehen. Die Bezugnahme auf die
ursprÃ¼nglich in Art 5 Abs 1 Buchst a, c und e SGK aF enthaltenen
Einreisevoraussetzungen gilt inzwischen gemÃ¤Ã� Art 44 Satz 2 SGK iVm der
Entsprechungstabelle in Anhang X als Bezugnahme auf Art 6 Abs 1 Buchst a, c und
e des durch die Verordnung (EU) 2016/399 vom 09. MÃ¤rz 2016 kodifizierten
Schengener Grenzkodex (SGK; ABl L 77 vom 23. MÃ¤rz 2016, S 1 ff, zuletzt
geÃ¤ndert durch Verordnung (EU) 2017/458 vom 05. MÃ¤rz 2017, ABl L 74 vom 18.
MÃ¤rz 2017, S 1ff). Auch wenn der Wortlaut des Art 21 Abs 1 SDÃ� sich hierzu nicht
ausdrÃ¼cklich verhÃ¤lt, sind die Voraussetzungen des Art 21 Abs 1 SDÃ� dann
nicht erfÃ¼llt, wenn der AuslÃ¤nder schon mit der Absicht der BegrÃ¼ndung eines
Daueraufenthaltes einreist, wie jedenfalls der Verweis auf Â§ 6 Abs 1 Buchst c SGK
(Â§ 5 Abs 1 Buchst c SGK aF), wonach (ua) "Zweck und UmstÃ¤nde des
beabsichtigten Aufenthalts" â�� bei dem es sich nach dem systematischen Kontext
um den in Â§ 6 Abs 1 SGK einleitend angefÃ¼hrten "geplanten Aufenthalt im
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen"
handelt â�� zu belegen sind (vgl zum Ganzen ausfÃ¼hrlich:
Oberverwaltungsgericht (OVG) Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 28. Februar
2019 â�� OVG 11 S 21.18, juris; Hamburgisches OVG, Beschluss vom 01. Juni 2018, 
1 Bs 126/17, juris). Zwar dÃ¼rfte B, der als eritreischen StaatsangehÃ¶riger ein
DrittauslÃ¤nder iS des Art 21 Abs 1 SDÃ� ist (vgl Begriffsbestimmung in Art 1
SDÃ�), mit dem ihm erteilten befristeten griechischen Aufenthaltstitel Ã¼ber einen
Aufenthaltstitel iS der Regelung verfÃ¼gt haben (vgl Begriffsbestimmung in Art 1
SDÃ�), es fehlte ihm aber ein gÃ¼ltiges Reisedokument, so dass schon der
Anwendungsbereich dieser Regelung nicht erÃ¶ffnet war. Deshalb kommt es nicht
mehr darauf an, dass er schon bei der Einreise in das Bundesgebiet am 24.
September 2017 die Absicht hegte, nicht nach 90 Tagen wieder auszureisen,
sondern er â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� dauerhaft hier leben wollte. Da er sich
im Zeitpunkt der Beantragung des Aufenthaltstitels (am 28. September 2017) nicht
rechtmÃ¤Ã�ig im Bundesgebiet aufgehalten hat, konnte er sich auch nicht auf die
so genannte Erlaubnisfiktion nach Â§ 81 Abs 3 Satz 1 AufenthG berufen, nach der
der Aufenthalt eines AuslÃ¤nders, der sich rechtmÃ¤Ã�ig im Bundesgebiet aufhÃ¤lt,
ohne einen Aufenthaltstitel zu besitzen, und die Erteilung eines Aufenthaltstitels
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beantragt, ab dem Zeitpunkt der Antragstellung bis zur Entscheidung der
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde als erlaubt gilt.

GemÃ¤Ã� Â§ 58 Abs 2 Satz 1 AufenthG war die Ausreisepflicht von B wegen seiner
unerlaubten Einreise nach Deutschland auch kraft Gesetzes vollziehbar.

Bei den mÃ¶glichen GrundleistungsansprÃ¼chen nach Â§ 3 AsylbLG des B fÃ¼r den
streitigen Zeitraum, die sich gegen das Bezirksamt Bals fÃ¼r Leistungen nach dem
AsylbLG in seinem Fall sachlich und Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde des Landes
Berlin (Â§ 10 Satz 1 AsylbLG iVm Gesetz zur AusfÃ¼hrung des AsylbLG vom 10. Juni
1998, GVBl 345, iVm Â§ 2 iVm Â§ 4 Abs 3 Satz 1 AusfÃ¼hrungsvorschriften Ã¼ber
die ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung nach dem AsylbLG (AV
ZustAsylbLG) vom 19. Dezember 2016, ABl 191) richten bzw richten wÃ¼rden, wird
zwischen dem notwendigen Bedarf (Â§ 3 Abs 1 Satz 1 AsylbLG in der Fassung des
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes vom 20. Oktober 2015, BGBl I 1722; im
Folgenden: idF des Gesetzes vom 20. Oktober 2015), dh ErnÃ¤hrung, Unterkunft,
Heizung, Kleidung, Gesundheitspflege, Ge- und VerbrauchsgÃ¼ter des Haushalts,
mithin dem physischen Existenzminimum, sowie dem notwendigen persÃ¶nlichen
Bedarf (Â§ 3 Abs 1 Satz 8 AsylbLG in der Fassung des Gesetzes zur EinfÃ¼hrung
beschleunigter Asylverfahren vom 11. MÃ¤rz 2016BGBl I 390; sog Asylpaket II; im
Folgenden ohne Zusatz zitiert), dem soziokulturellen Existenzminimum,
unterschieden. Bei einer Unterbringung auÃ�erhalb einer Aufnahmeeinrichtung iS
des Â§ 44 Abs 1 AsylG â�� wie im Fall von B â�� mÃ¼ssen nach Â§ 3 Abs 2 Satz 1
AsylbLG (idF des Gesetzes vom 20. Oktober 2015) vorrangig Geldleistungen zur
Deckung des notwendigen Bedarfs nach Â§ 3 Abs 1 Satz 1 AsylbLG gewÃ¤hrt
werden. Zwar kann vom Vorrang der Geldleistung abgewichen werden, soweit es
nach den UmstÃ¤nden erforderlich ist (Â§ 3 Abs 2 Satz 3 AsylbLG idF des Gesetzes
vom 20. Oktober 2015). Solche UmstÃ¤nde sind aber im Falle von B nicht
ersichtlich, weshalb von einem solchen Ausnahmefall, bei dessen Annahme die
zustÃ¤ndige BehÃ¶rde eine Ermessensentscheidung zu treffen hÃ¤tte, nicht
ausgegangen werden kann. Der Bedarf an Unterkunft, Heizung und Hausrat (richtig
wohl eher: die Leistungen zur Deckung derselben) ist demgegenÃ¼ber als Geld-
oder Sachleistung gesondert zu erbringen (Â§ 3 Abs 2 Satz 4 AsylbLG idF des
Gesetzes vom 20. Oktober 2015). Auch die Leistungen zur Deckung des
notwendigen persÃ¶nlichen Bedarfs stehen als Geldleistung zu, weil sich der
Vorrang der Geldleistung bei einer Unterbringung auÃ�erhalb einer
Aufnahmeeinrichtung iS des Â§ 44 AsylG auch auf die Leistungen zur Deckung
dieses Bedarfes erstreckt (Â§ 3 Abs 2 Satz 5 AsylbLG idF des Gesetzes vom 20.
Oktober 2015).

FÃ¼r die Bestimmung der HÃ¶he des Grundleistungsbedarfs (ohne den Bedarf an
Unterkunft, Heizung und Hausrat) von B im streitigen Zeitraum ist zwischen dem
Zeitraum vom 27. September 2017 bis zum 30. September 2017 und dem sich
daran anschlieÃ�enden Zeitraum von Oktober 2017 bis Februar 2018 zu
unterscheiden. FÃ¼r den zuerst genannten Zeitraum ist ein Grundleistungsbedarf in
HÃ¶he von 42,40 EUR zugrunde zu legen, der sich zusammensetzt aus 4/30 (1/30 x
4 Kalendertage) des notwendigen Bedarfs nach der fÃ¼r B maÃ�gebenden
Bedarfsstufe 2 in HÃ¶he von 196,00 EUR (Â§ 3 Abs 2 Satz 2 Nr 2 idF des Gesetzes
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vom 20. Oktober 2015 iVm Â§ 3 Abs 4 Satz 1 AsylbLG idF des Gesetzes vom 20.
Oktober 2015 iVm der Bekanntmachung Ã¼ber die HÃ¶he der LeistungssÃ¤tze
nach Â§ 3 Abs 4 AsylbLG fÃ¼r die Zeit ab Januar 2016 vom 26. Oktober 2015; BGBl I
1793) und 4/30 des notwendiger persÃ¶nlicher Bedarfs der fÃ¼r B maÃ�geblichen
Bedarfsstufe 2 in HÃ¶he von 122,00 EUR (Â§ 3 Abs 1 Satz 8 AsylbLG). FÃ¼r den
zuletzt genannten Zeitraum ist ein Grundleistungsbedarf in HÃ¶he von monatlich
318,00 EUR zu veranschlagen, der sich errechnet aus dem notwendigen Bedarf
nach der fÃ¼r B maÃ�gebenden Bedarfsstufe 2 in HÃ¶he von 196,00 EUR und dem
notwendigen persÃ¶nlicher Bedarf in HÃ¶he des notwendiges Bedarf der fÃ¼r B
maÃ�geblichen Bedarfsstufe 2 in HÃ¶he von 122,00 EUR.

Damit betrÃ¤gt die monatliche Differenz zwischen der Regelbedarfsstufe 2 nach
dem SGB II (368,00 EUR) und der Bedarfsstufe 2 nach dem AsylbLG (318,00 EUR)
50,00 EUR in der Zeit von September 2017 bis Dezember 2017 und in der Zeit von
Januar 2018 bis Februar 2018 â�� nach ErhÃ¶hung der Regelbedarfsstufe 2 auf
374,00 EUR â�� 56,00 EUR.

Die Unterschiede im Leistungsniveau der beiden Existenzsicherungssysteme
beruhen im wesentlichen darauf, dass bei der HÃ¶he der Leistungen nach Â§ 3
AsylbLG drei Bedarfspositionen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe nicht
berÃ¼cksichtigt worden sind. Gestrichen wurden alle Positionen aus der Abteilung 5
(Innenausstattung, HaushaltsgerÃ¤te und HaushaltsgegenstÃ¤nde), das sind etwa
30,00 EUR, weil sie nach Â§ 3 Abs 2 Satz 4 AsylbLG idF des Gesetzes vom 20.
Oktober 2015 gesondert als Geld- oder Sachleistungen zu erbringen sind, so dass
die Unterschiede in der LeistungshÃ¶he insoweit ausgeglichen werden. Gestrichen
wurden darÃ¼ber hinaus in der Abteilung 6 Positionen, die lediglich von gesetzlich
Krankenversicherten zu zahlen sind, wie zB RezeptgebÃ¼hren (etwa 10,00 EUR)
und gekÃ¼rzt wurde zudem die Position 82 in der Abteilung 12 (Kosten fÃ¼r
Personalausweis, etwa 0,30 Cent), weil diese Kosten nach Â§ 6 AsylbLG zu
Ã¼bernehmen sind (vgl zum Ganzen: Siefert in Siefert, AsylbLG, RdNr 38 zu Â§ 3),
so dass die Grundleistungen allein schon aus diesem Grund ca 40,00 EUR niedriger
sind. Hinzukommt, dass die notwendigen persÃ¶nlichen Bedarfe ab dem 17. MÃ¤rz
2016 abgesenkt worden sind (bei der Bedarfsstufe 1 von 145,00 EUR auf 135,00
EUR, bei der Bedarfsstufe 2 von vormals 131,00 EUR auf 122,00 EUR), weil
wÃ¤hrend der ersten 15 Monate des Aufenthalts der Aufenthalt noch nicht
verfestigt sei, so dass nach wertender EinschÃ¤tzung des Gesetzgebers bestimme
Ausgaben nicht als existenznotwendiger Grundbedarf anzuerkennen seien (zum
Ganzen Siefert, aaO, RdNr 39).

Dabei ist zu beachten, dass das BVerfG in seinem Urteil vom 18. Juli 2012 (aaO,
RdNr 103) die Entscheidung des Gesetzgebers in Â§ 3 Abs 2 Satz 1 AsylbLG aF zur
Herausnahme der Verbrauchsausgaben fÃ¼r die Abteilung 5 (Innenausstattung,
HaushaltsgerÃ¤te und HaushaltsgegenstÃ¤nde) gebilligt hat (vgl auch BSG, Urteil
vom 12. Oktober 2017- B 4 AS 37/16 R, juris RdNr 21).

Trotz der aufgezeigten Unterschiede im Leistungsniveau ist aber auch fÃ¼r die
KlÃ¤gerin im vorliegenden Streitzeitraum die wesentliche Voraussetzung fÃ¼r die
Regelbedarfsstufe 2 erfÃ¼llt. Denn Â§ 20 Abs 4 SGB II nimmt fÃ¼r
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Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II typisierend an, dass die betreffenden
Personen durch gemeinsames Wirtschaften (aus einem Topf) Haushaltersparnisse
erzielen kÃ¶nnen (BSG, aaO, RdNr 22). Wie fÃ¼r Bedarfsgemeinschaften von SGB II-
Leistungsberechtigten ist das Erzielen von Haushaltsersparnissen auch solchen
Personen mÃ¶glich, die in gemischter Bedarfsgemeinschaft von SGB II- und AsylbLG-
Berechtigten leben (vgl BSG, aaO, RdNr 23, ua unter Hinweis auf Bieback in jurisPR-
SozR 23/2012 Anm 2. Anderenfalls stÃ¼nden gemischte Bedarfsgemeinschaften
aus SGB II- und AsylbLG-Berechtigten besser als Bedarfsgemeinschaften bestehend
aus zwei erwachsenen Leistungsberechtigten nach dem SGB II oder dem SGB XII
oder gemischt aus diesen Gruppen (vgl BSG, aaO, RdNr 24).

Der Umstand, dass die Synergieeffekte typisierend angenommen werden,
rechtfertigt zudem den Schluss, dass es fÃ¼r die Anwendung der Regelbedarfsstufe
2 nicht darauf ankommt, dass jedes Mitglied der Bedarfsgemeinschaft die Leistung,
die begrÃ¼ndet beansprucht werden kann, auch tatsÃ¤chlich bezieht. Denn die
"normative" Absenkung des Bedarfs beruht auf allgemeinen systematischen
Ã�berlegungen zum Verbrauchsverhalten und EinsparungsmÃ¶glichkeiten von
Personenmehrheiten in einem Haushalt und nicht die Gegebenheiten in einem
konkreten SozialrechtsverhÃ¤ltnis zum Ausgangspunkt. Â§ 6b AsylbLG, der durch
das Gesetz zur A&776;nderung des AsylbLG und des SGG vom 10. Dezember 2014
(BGBl I 2187) in das AsylbLG mit Wirkung vom 01. MÃ¤rz 2015 eingefÃ¼gt wurde,
verweist wegen des Einsetzens ua der Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG auf Â§ 18
SGB XII und ordnet damit die entsprechende Geltung des Kenntnisgrundsatzes an. 
Â§ 6b AsylbLG regelt durch den Verweis auf Â§ 18 Abs 1 SGB XII die Entstehung des
LeistungsrechtsverhÃ¤ltnisses (Coseriu in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, Stand
der Einzelbearbeitung: 01. Februar 2020, RdNr 7 zu Â§ 6b AsylbLG).Deshalb werden
Leistungen nach dem AsylbLG und nach dem SGB XII â�� anders als Leistungen
nach dem SGB II (Â§ 37 SGB I) â�� auch ohne Antrag des BedÃ¼rftigen (schon
dann) erbracht, sobald dem LeistungstrÃ¤ger oder einer von ihr beauftragten Stelle
bekannt wird, dass die Voraussetzungen fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung vorliegen,
wobei die Kenntnis von den Voraussetzungen sich nicht auf die HÃ¶he oder die Art
der zu erbringenden Leistungen, sondern allein auf die HilfebedÃ¼rftigkeit oder
deren Geltendmachung bezieht (Coseriu, aaO, RdNr 18 mwN).Dabei steht dem
Anspruch von B auf Leistungen zur Deckung dieser Bedarfe nach Â§ 3 AsylbLG fÃ¼r
den Zeitraum vom 26. Oktober 2017 bis Februar 2018 nicht die mangelnde
Kenntnis des Bezirksamts Bvon der BedÃ¼rftigkeit von B entgegen. Vielmehr liegt
durch die entsprechende Anwendung von Â§ 18 Abs 1 SGB XII die erforderliche
Kenntnis dieses Bezirksamts vom Bedarf des B ab dem 26. Oktober 2017 gleichwohl
vor, weil es sich die Kenntnis des Beklagten zurechnen lassen muss (vgl BSG, Urteil
vom 03. Dezember 2015 â�� B 4 AS 44/15 R, juris RdNr 39).

FÃ¼r den davor liegenden Zeitraum vom 27. September 2017 bis zum 25. Oktober
2017 hatte das zustÃ¤ndige Bezirksamt tatsÃ¤chlich keine Kenntnis von der
Bedarfslage bzw es bestand auch keine Kenntnis des Beklagten, die diesem
Bezirksamt hÃ¤tte zugerechnet werden kÃ¶nnen. Dieser Umstand â�� die fehlende
Anspruchsvoraussetzung der Kenntnis(-zurechnung) fÃ¼r LeistungsansprÃ¼che des
B â�� berÃ¼hrt die HÃ¶he des Regelbedarfs der KlÃ¤gerin nicht. Insoweit ist oben
bereits dargelegt worden, dass es im Hinblick auf den typisierenden Charakter der
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Zuordnung zur Regelbedarfsstufe 2 in Bedarfsgemeinschaften nicht auf den
tatsÃ¤chlichen Leistungsbezugs des Partners ankommt. Diese typisierende
Betrachtungsweise bedarf jedenfalls dann keiner Durchbrechung â�� Korrektur im
Einzelfall â�� wenn das Ausbleiben der Leistung vom Leistungsberechtigten zu
vertreten ist. Wenn die fehlende Kenntnis â�� so wie hier â�� darauf beruht, dass B
es versÃ¤umt hat, diesem gegenÃ¼ber seine AnsprÃ¼che zur Deckung seines
Grundleistungsbedarfs in dem zuvor beschriebenen Umfang geltend zu machen,
bzw es die KlÃ¤gerin unterlÃ¤sst, der Beklagten den Einzug von B am 27.
September 2017 unmittelbar mitzuteilen, kann dies nicht dazu fÃ¼hren, der
KlÃ¤gerin einen Regelbedarf nach der Regelbedarfsstufe 1 zuzubilligen. Das
Verhalten von B widerspricht letztlich der vom Gesetzgeber an das Verhalten der
Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft gestellten Erwartung, in besonderer Weise
fÃ¼reinander einzustehen und bereit zu sein, ihren Lebensunterhalt gegenseitig zu
sichern; die NichterfÃ¼llung der Erwartung kann indes grundsÃ¤tzlich nicht zu
hÃ¶heren LeistungsansprÃ¼chen fÃ¼r einzelne (andere) Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft fÃ¼hren (vgl BSG, Urteil vom 14. Juni 2018 â�� B 4 AS 23/17,
juris RdNr 26 mwN). Auch die Bedarfe der KlÃ¤ger fÃ¼r Unterkunft und Heizung
nach Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II hat der Beklagte zu Recht nur in HÃ¶he des Kopfteils
von einem Drittel der Aufwendungen fÃ¼r die von den KlÃ¤gern und B bewohnte
Wohnung berÃ¼cksichtigt.

Zu dem im Rahmen des Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II anzuwendenden Kopfteilprinzip
hat das BSG zuletzt zusammenfassend ausgefÃ¼hrt (BSG, Urteil vom 14. Februar
2018 â�� B 14 AS 17/17 R, juris RdNr 13 ff, 25 f mwN): Das Kopfteilprinzip zielt bei
der gemeinsamen Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen auf die
grundsicherungsrechtliche Zuweisung individueller Bedarfe fÃ¼r alle Personen, so
dass Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung nicht nur fÃ¼r Personen anerkannt
werden, die zu Zahlungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung schuldrechtlich
gegenÃ¼ber Dritten verpflichtet sind, sondern ebenso fÃ¼r rechtlich hierzu nicht
Verpflichtete. Durch die Aufteilung der Aufwendungen nach Kopfteilen fÃ¼r alle
gemeinsam eine Wohnung nutzenden Personen wird die Zuweisung eines
individuellen Bedarfs fÃ¼r Unterkunft und Heizung in grundsÃ¤tzlich gleicher
HÃ¶he erreicht. Diese bedarfsbezogene Herleitung zur Sicherung des
GrundbedÃ¼rfnisses Wohnen und die Aufteilung der Aufwendungen pro Kopf und
im Regelfall unabhÃ¤ngig von Alter und NutzungsintensitÃ¤t gilt unabhÃ¤ngig
davon, ob die Personen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind oder nicht. Die
individuelle Bedarfszuweisung nach Kopfteilen ist verwaltungspraktikabel und folgt
der Ã�berlegung, dass die gemeinsame Nutzung einer Wohnung durch mehrere
Personen deren Unterkunftsbedarf insgesamt abdeckt und in aller Regel eine an der
unterschiedlichen IntensitÃ¤t der Nutzung ausgerichtete Aufteilung der
Aufwendungen fÃ¼r die ErfÃ¼llung des GrundbedÃ¼rfnisses Wohnen nicht
zulÃ¤sst. Bei der Bedarfszuweisung durch Aufteilung der Aufwendungen nach
Kopfteilen handelt es sich um eine generalisierende und typisierende Annahme, von
der Abweichungen mÃ¶glich und notwendig sind (vgl BSG, Urteil vom 23. Mai 2013
â�� B 4 AS 67/12 R, juris RdNr 14, 21f: ErhÃ¶hung der Kopfteile der anderen
Bedarfsgemeinschaftsmitglieder, wenn bei einem Mitglied aufgrund einer Sanktion
nach Â§Â§ 31ff SGB II die Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung weggefallen
sind). Eine solche Abweichung vom Kopfteilprinzip setzt voraus, dass sie aus
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bedarfsbezogenen GrÃ¼nden geboten ist. VerfÃ¼gt das
Bedarfsgemeinschaftsmitglied, fÃ¼r das Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
nicht erbracht werden, Ã¼ber Einkommen oder VermÃ¶gen, aus dem es seinen
Kopfteil â�� oder ggf Teile davon â�� bestreiten kann, ist insoweit eine Abweichung
vom Kopfteilprinzip aus bedarfsbezogenen GrÃ¼nden nicht geboten, denn es ist
nicht Aufgabe der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, (ggf) wirtschaftlich
leistungsfÃ¤higen Dritten ein kostenfreies Wohnen zu ermÃ¶glichen.

Ausgehend von diesen MaÃ�stÃ¤ben sind vorliegend keine GrÃ¼nde fÃ¼r eine
Abweichung vom Kopfteilprinzip zu Gunsten der KlÃ¤ger zu erkennen. Ein Grund
fÃ¼r eine Abweichung folgt insbesondere nicht aus dem Umstand, dass B fÃ¼r den
Zeitraum vom 27. September 2017 bis zum 25. Oktober 2017 keine
Grundleistungen zur Deckung seines Bedarfs fÃ¼r Unterkunft und Heizung nach Â§
3 Abs 2 Satz 4 AsylbLG idF des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 beanspruchen kann,
die hier vor dem Hintergrund, dass B in der von der KlÃ¤gerin angemieteten
Wohnung lebte, nur als Geldleistung zu erbringen gewesen wÃ¤ren, und zwar in
HÃ¶he des Kopfteils von einem Drittel der Aufwendungen fÃ¼r diese Wohnung.
Denn diese Situation ist nicht mit einer Minderung oder einem Entfallen des
Leistungsanspruchs nach Â§Â§ 31ff SGB II bei einem Mitglied einer
Bedarfsgemeinschaft hinsichtlich des Bedarfs der anderen Mitglieder zur Sicherung
ihres GrundbedÃ¼rfnisses Wohnen vergleichbar. Denn B konnte bzw kann nur
deshalb die Grundleistungen nach Â§ 3 Abs 2 Satz 4 AsylbLG idF des Gesetzes vom
20. Oktober 2015 vom hierfÃ¼r zustÃ¤ndige Bezirksamt nicht beanspruchen, weil
dieses keine Kenntnis von seinem entsprechenden Bedarf hatte bzw keine Kenntnis
des Beklagten hierÃ¼ber bestand, die dem Bezirksamt hÃ¤tte zugerechnet werden
kÃ¶nnen. Wenn aber die fehlende Kenntnis dieses Bezirksamtes â�� so wie hier â��
darauf beruht, dass B es versÃ¤umt, diesem gegenÃ¼ber AnsprÃ¼che zur Deckung
dieses Bedarfs geltend zu machen, bzw es die KlÃ¤gerin unterlÃ¤sst, dem
Beklagten den Einzug von B am 27. September 2017 unmittelbar mitzuteilen, stellt
sich diese Situation im Ergebnis nicht anders dar, als wenn ein wirtschaftlich
leistungsfÃ¤higer Mitbewohner seine anteiligen Unterkunftskosten nicht trÃ¤gt, was
nicht dazu fÃ¼hren kann, dass diesem ein kostenloses Wohnen gewÃ¤hrt wird.
Auch hier gilt die bereits bemÃ¼hte Ã�berlegung, dass hÃ¶here
LeitungsansprÃ¼che nicht darauf gegrÃ¼ndet sein kÃ¶nnen, dass eine Mitwirkung
(Kenntnisverschaffung von der Bedarfslage) unterbleibt, die begrÃ¼ndet von den
Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft erwartet werden darf. Ausgehend von diesen
Vorgaben fÃ¼r die PrÃ¼fung der HilfebedÃ¼rftigkeit der KlÃ¤ger im streitigen
Zeitraum September 2017 bis Februar 2018 ist der Beklagte daher zu Recht von
folgenden Bedarfen ausgegangen, wobei innerhalb dieses Zeitraums zwischen den
Monat September 2017, den sich daran anschlieÃ�enden Zeitraum von Oktober
2017 bis Dezember 2017 und dem sich daran anschlieÃ�enden Zeitraum von Januar
2018 bis Februar 2018 zu unterscheiden ist, und hat im Weiteren in den
angefochtenen Bescheiden die LeistungsansprÃ¼che der KlÃ¤ger zutreffend
bestimmt.

FÃ¼r September 2017 war bei der KlÃ¤gerin ein Bedarf in HÃ¶he von 755,68 EUR
zugrunde zu legen, der sich aus zusammensetzt aus 26/30 (1/30 x 26 Kalendertage;
Â§ 41 Abs 1 Satz 3 SGB II) des Regelbedarfs fÃ¼r einen alleinstehenden oder
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alleinerziehenden Leistungsberechtigten (Regelbedarfsstufe 1 in HÃ¶he von 409,00
EUR; Â§ 20 Abs 1 a iVm Abs 2 Satz 1 SGB II iVm Â§ 8 Abs 1 Satz 1 Nr 1 RBEG in
HÃ¶he von 354,47 EUR, 26/30 des Mehrbedarfs fÃ¼r Alleinerziehung eines Kindes
bis unter sieben Jahren (Â§ 21 Abs 3 Nr 1 SGB II in HÃ¶he von 36 vH von 409,00
EUR) in HÃ¶he von 127,61 EUR, 26/30 des auf die KlÃ¤gerin entfallenden Kopfteils
(ausgehend von zwei Personen) des Bedarfs fÃ¼r Unterkunft und Heizung (Â§ 22
Abs 1 Satz 1 SGB II) in HÃ¶he von 203,65 EUR (= 469,95 EUR: 2 x 26/30), 4/30
(1/30 x 4 Kalendertage) des Regelbedarfs fÃ¼r eine volljÃ¤hrige Partner in
Bedarfsgemeinschaft (Regelbedarfsstufe 2 in HÃ¶he von 368,00 EUR; Â§ 20 Abs 1a
iVm Abs 4 SGB II iVm 8 Abs 1 Satz 1 Nr 2 RBEG) in HÃ¶he von 49,07 EUR und 4/30
des auf sie entfallenden Kopfteils (ausgehend von drei Personen) des Bedarfs fÃ¼r
Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von 20,89 EUR (= 469,95 EUR: 3 x 4/30). FÃ¼r
September 2017 war beim KlÃ¤ger ein Bedarf in HÃ¶he von 461,53 EUR
maÃ�gebend, der sich zusammensetzt aus dem Regelbedarf fÃ¼r ein Kind bis zur
Vollendung des sechsten Lebensjahres (Regelbedarfsstufe 6) in HÃ¶he von 237,00
EUR (Â§ 23 Nr 1 SGB II iVm Â§ 8 Abs 1 Nr 6 iVm Abs 2 Satz 1 RBEG), 26/30 des auf
ihn entfallenden Kopfteils (ausgehend von zwei Personen) des Bedarfs fÃ¼r
Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von 203,65 EUR (= 469,95 EUR: 2 x 26/30) und
4/30 des auf ihn entfallenden Kopfteils (ausgehend von drei Personen) des Bedarfs
fÃ¼r Unterkunft und Heizung (Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II) in HÃ¶he von 20,89 EUR
(= 469,95 EUR: 3 x 4/30).

FÃ¼r den Zeitraum von Oktober 2017 bis Dezember 2017 war fÃ¼r die KlÃ¤gerin
ein Bedarf in HÃ¶he von monatlich 524,65 EUR in Ansatz zu bringen, der sich
errechnet aus dem Regelbedarf fÃ¼r eine volljÃ¤hrige Person in
Bedarfsgemeinschaft in HÃ¶he von 368,00 EUR (Regelbedarfsstufe 2; Â§ 20 Abs 1
Buchst a iVm Abs Satz 4 SGB II iVm 8 Abs 1 Satz 1 Nr 2 RBEG) und dem auf sie
entfallenden Kopfteil (ausgehend von drei Personen) des Bedarfs fÃ¼r Unterkunft
und Heizung (Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II) in HÃ¶he von 156,65 EUR (= 469,95 EUR:
3), wÃ¤hrend beim KlÃ¤ger ein Bedarf in HÃ¶he von monatlich 393,65 EUR zu
veranschlagen war, der sich zusammensetzt aus dem Regelbedarf fÃ¼r ein Kind bis
zur Vollendung des sechsten Lebensjahres in HÃ¶he von 237,00 EUR
(Regelbedarfsstufe 6; Â§ 23 Nr 1 SGB II iVm Â§ 8 Abs 1 Nr 6 iVm Abs 2 Satz 1 RBEG)
und dem auf ihn entfallenden Kopfteil (ausgehend von drei Personen) des Bedarfs
fÃ¼r Unterkunft und Heizung (Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II) in HÃ¶he von 156,65 EUR.

FÃ¼r den Zeitraum von Januar 2018 bis Februar 2018 ist bei der KlÃ¤gerin ein
Bedarf in HÃ¶he von monatlich 530,65 EUR maÃ�gebend, der sich zusammensetzt
aus dem Regelbedarf fÃ¼r volljÃ¤hrige Person in Bedarfsgemeinschaft in HÃ¶he
von 374,00 EUR (Regelbedarfsstufe 2; Â§ 20 Abs 1a und Abs 4 SGB II, Â§ 8 Abs 1
Satz 1 Nr 2 RBEG iVm Â§ 2 RBSFV 2018), und dem auf sie entfallenden Kopfteil
(ausgehend von drei Personen) des Bedarfs fÃ¼r Unterkunft und Heizung (Â§ 22
Abs 1 Satz 1 SGB II) in HÃ¶he von 156,65 EUR, wÃ¤hrend fÃ¼r diesen Zeitraum
beim KlÃ¤ger einen Bedarf in HÃ¶he von monatlich 396,65 EUR anzusetzen war, der
sich errechnet aus dem Regelbedarf fÃ¼r ein Kind bis zur Vollendung des sechsten
Lebensjahres in HÃ¶he von 240,00 EUR (Regelbedarfsstufe 6; Â§ 23 Nr 1 SGB II iVm
Â§Â§ 1 und 2 RBSFV 2018 iVm Â§ 8 Abs 2 Satz 2 RBEG) und dem auf ihn
entfallenden Kopfteil (ausgehend von drei Personen) des Bedarfs fÃ¼r Unterkunft
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und Heizung (Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II) in HÃ¶he von 156,65 EUR.

FÃ¼r September 2017 bis Januar 2018 hat der Beklagten den KlÃ¤gern in HÃ¶he
dieser festgestellten Bedarfe ihre AnsprÃ¼che auf Arbeitslosengeld II bzw
Sozialgeld zuerkannt.

SchlieÃ�lich hat der Beklagte die den KlÃ¤gern im Februar 2018 nach MaÃ�gabe
von Â§ 9 Abs 2 Satz 3 SGB II jeweils zustehenden Leistungen zutreffend â�� unter
BerÃ¼cksichtigung des Mindestelterngeldes der KlÃ¤gerin als Einkommen â��
berechnet.

Nach Â§ 9 Abs 1 SGB II ist hilfebedÃ¼rftig, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder
nicht ausreichend aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen
sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von
AngehÃ¶rigen oder von TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt. Bei Personen,
die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind auch das Einkommen und VermÃ¶gen
des Partners zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 9 Abs 2 Satz 1 SGB II). Bei unverheirateten
Kindern, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft
leben und die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen oder
VermÃ¶gen sichern kÃ¶nnen, sind auch das Einkommen und VermÃ¶gen der Eltern
oder des Elternteils und dessen in Bedarfsgemeinschaft lebender Partnerin oder
lebenden Partner zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 9 Abs 2 Satz 2 SGB II). Ist in einer
Bedarfsgemeinschaft nicht der gesamte Bedarf aus eigenen KrÃ¤ften und Mitteln
gedeckt, gilt jede Person der Bedarfsgemeinschaft im VerhÃ¤ltnis des eigenen
Bedarfs zum Gesamtbedarf als hilfebedÃ¼rftig, dabei bleiben die Bedarfe nach Â§
28 SGB II auÃ�er Betracht (Â§ 9 Abs 2 Satz 3 SGB II). Â§ 9 Abs 2 Satz 3 SGB II ist
allerdings einschrÃ¤nkend dahingehend auszulegen, dass nur auf die nach dem
SGB II anspruchsberechtigten Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft Anwendung
findet (BSG, Urteil vom 07. November 2006 â�� B 7b AS 8/06 R, juris RdNr 15;
zustimmend Mecke in Eicher/Luik, SGB II, 3. Aufl 2017, RdNr 64 zu Â§ 9; so auch im
Ergebnis LSG Hamburg, Urteil vom 02. September 2010 â�� L 5 AS 19/08, juris RdNr
30f; in der nachgehenden Entscheidung BSG, Urteil vom 06. Oktober 2011 â�� B 14
AS 171/10 R, juris ist die vom LSG vorgenommene Verteilung des Einkommens im
Grundsatz inzident gebilligt worden). Zwar widerspricht diese einschrÃ¤nkende
Interpretation des Â§ 9 Abs 2 Satz 3 SGB II im vorliegenden Fall dem
Grundgedanken der Bedarfsgemeinschaft, nÃ¤mlich der Erwartung des
Wirtschaftens aus einem Topf (vgl hierzu BSG, Urteil vom 13. November 2008 â�� B
14 AS 2/08 R, juris RdNr 36), wÃ¼rde aber Â§ 9 Abs 2 Satz 3 SGB II zu Gunsten der
KlÃ¤ger nicht einschrÃ¤nkend interpretiert, mÃ¼sste der SGB II-LeistungstrÃ¤ger
mittelbar den Lebensunterhalt des ausgeschlossenen Mitglieds der
Bedarfsgemeinschaft mitfinanzieren, so dass der Leistungsausschluss konterkariert
wÃ¼rde.

Im Einzelnen gilt Folgendes:

Dem Gesamtbedarf der KlÃ¤ger im Februar 2018 in HÃ¶he von 927,30 EUR (Bedarf
der KlÃ¤gerin in HÃ¶he von 530,65 EUR zuzÃ¼glich des Bedarfs des KlÃ¤gers in
HÃ¶he von 396,65 EUR) ist das nach Â§ 11 Abs 1 Satz 1 SGB II zu
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berÃ¼cksichtigende Einkommen der KlÃ¤gerin gegenÃ¼berzustellen (Â§ 9 Abs 2
Satz 1 und 2 SGB II). Das der KlÃ¤gerin gezahlte Elterngeld ist rechnerisch
zutreffend in HÃ¶he von 270,00 EUR berÃ¼cksichtigt worden (300,00 EUR
Mindestelterngeld abzÃ¼glich 30,00 EUR Versicherungspauschale nach Â§ 11b Abs
1 Satz 1 Nr 3 SGB II iVm Â§ 6 Abs 1 Nr 1 der Verordnung zur Berechnung von
Einkommen sowie zur NichtberÃ¼cksichtigung von Einkommen und VermÃ¶gen
beim Arbeitslosengeld II/Sozialgeld (Alg II-VO) idF der FÃ¼nften Verordnung zur
Ã�nderung der Alg II-VO vom 21. Juni 2011; BGBl I 1175) Das Elterngeld war zwar
fÃ¼r EmpfÃ¤nger von Leistungen nach der alten Fassung des Â§ 10
Bundeselterngeldgesetzes (BEEG) stets in HÃ¶he des Freibetrages von 300,00 EUR
nicht als Einkommen zu berÃ¼cksichtigen. Seit dem 01. Januar 2011 ist diese
VergÃ¼nstigung durch die EinfÃ¼hrung des Â§ 10 Abs 5 Satz 1 BEEG fÃ¼r
diejenigen LeistungsempfÃ¤nger â�� wie die KlÃ¤gerin â�� weggefallen, die vor der
Geburt des Kindes nicht erwerbstÃ¤tig waren, was insbesondere auch nicht
verfassungswidrig ist (BSG, Urteil vom 01. Dezember 2016 â�� B 14 AS 28/15 R,
juris; BSG, Urteil vom 26. Juli 2016 â�� B 4 KG 2/14 R, juris). Das bereinigte
Elterngeld in HÃ¶he von 270,00 EUR hat der Beklagte nach Â§ 9 Abs 2 Satz 3 SGB II
zutreffend wie folgt zugeordnet: Der KlÃ¤gerin in HÃ¶he von 154,51 EUR und dem
KlÃ¤ger in HÃ¶he von 115,49 EUR. Dementsprechend zutreffend hat er fÃ¼r
Februar 2018 der KlÃ¤gerin einen Anspruch auf Arbeitslosengeld II in HÃ¶he von
376,14 EUR (530,65 EUR abzÃ¼glich 154,51 EUR) und dem KlÃ¤ger einen Anspruch
auf Sozialgeld in HÃ¶he von 281,16 EUR (396,65 EUR abzÃ¼glich 115,49 EUR)
zuerkannt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung zuzulassen (Â§ 160 Abs 2 Nr 1
SGG).

Erstellt am: 29.09.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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